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Tätigkeitsbericht 1973 der Bundesregierung 


1, Mit diesem Tätigkeitsbericht unterrichtet die 
Bundesregierung über die politische Arbeit im 
ersten Jahr der 7. Legislaturperiode. 

Der Bericht bietet in einer tabellarischen Über- 
sicht die wichtigsten Daten zu den bisherigen 
Entscheidungen der Bundesregierung. Er kann 
naturgemäß nicht alle Entscheidungen und Vor- 
haben enthalten. Es handelt sich hier um eine 
Auswahl, die allerdings auch Detailinteressen 
Rechnung trägt. 

2. Die Vorlage des Berichts trifft zusammen mit 
dem Abschluß der Beratungen zu fast allen 
wichtigen, zwischen den Koalitionsparteien vor 
kurzem noch offenen Reformprojekten. Vier von 
fünf Schwerpunkten, an denen die Regierung 
seit dem Sommer 1973 verstärkt arbeitet, wer- 
den voraussichtlich um die Jahreswende ab- 
schließend geklärt sein: 

— Die Steuerreform liegt mit dem vom Bun- 
deskabinett am 26. Oktober 1973 verabschie- 
deten Dritten Steuerreformgesetz dem Par- 
lament jetzt als ganzes vor. Das neue Grund- 
steuergesetz ist bereits verkündet, die 
Reform der Erbschaftsteuer wurde vom 
Bundestag beschlossen, die Beratung des 
Vermögensteuerreformgesetzes steht in die- 
sen Tagen zur 2. und 3. Lesung im Bundes- 
tag an und umfaßt neben dem neuen Ver- 
mögensteuergesetz u. a. auch wichtige Än- 
derungen des Bewertungsgesetzes und der 
Gewerbesteuer. Im kommenden Jahr gelten 
für die Besteuerung des Grundbesitzes die 
neuen Einheitswerte. 

— Die wichtige Frage der Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer ist in Gesprächen zwisciien 


den Koalitionspartnern und dem Bundes- 
minister für Arbeit und Sozialordnung weit- 
gehend geklärt worden. Das Bundeskabinett 
wird in Kürze einen entsprechenden Gesetz- 
entwurf beschließen. 

— Zur Reform der beruflichen Bildung hat das 
Kabinett am 15. November 1973 die Grund- 
sätze für die Neuordnung der beruflichen 
Bildung festgelegt. Der Entwurf für die Neu- 
fassung des Berufsbildungsgesetzes wird im 
ersten Halbjahr 1974 vorgelegt werden. 

— Das Konzept einer Beteiligung breiterer Be- 
völkerungskreise am Produktivvermögen ist 
in seinen Grundzügen geklärt. Das Bundes- 
kabinett wird in Kürze die entsprechenden 
Eckwerte festlegen. 

— Bei der Reform des Bodenrechts werden die 
sachlich und politisch schwierigen offenen 
Fragen in Kürze gelöst werden können. Der 
Entwurf einer Novelle zum Bundesbaugesetz 
wird in Kürze vom Kabinett beschlossen 
werden. 

Damit ist über einige Reformen, die für die Zu- 
kunft unseres Landes und seiner Bürger wichtig, 
aber in der Sache schwierig sind, innerhalb 
eines Jahres entschieden worden. Dieser Erfolg 
beruht auf der gemeinsamen intensiven Arbeit 
von Bundesregierung und Koalitionsfraktionen. 
Das vom Bundeskanzler im Juni 1973 vorge- 
schlagene Verfahren, Sachfragen von Fachleuten 
und politisch Verantwortlichen in Parlament 
und Regierung gleichzeitig detailliert klären zu 
lassen, hat sich als nützlich erwiesen. Die Bun- 
desregierung ist zuversichtlich, daß dieses Ver- 
fahren auch die parlamentarischen Beratungen 
erleichtern wird. 
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3. Diese fünf Schwerpunkte der Regierungsarbeit 
sollten nicht den Blick auf die Leistungen der 
sozial-liberalen Koalition in anderen Bereichen 
der Innenpolitik verstellen. Wie die tabel- 
larische Übersicht zeigt, konnte eine Reihe von 
wichtigen Vorhaben auf den Weg gebracht bzw. 
verabschiedet werden. Dazu einige Beispiele aus 
verschiedenen Bereichen: 

— Mit der verabschiedeten Kartellrechtsnovelle 
ist das Wettbewerbsrecht wesentlich ver- 
schärft worden. 

— Alle Schwerbehinderten sollen ab 1975, un- 
abhängig von der Art und Ursache ihrer 
Behinderung, den Schutz des Schwerbehin- 
dertengesetzes erhalten. 

— Die bisher unterschiedlichen Leistungen der 
verschiedenen Rehabilitationsträger sollen 
einander angeglichen werden. Damit wird 
den Behinderten die Chance gegeben, sich 
leichter als bisher in Beruf und Gesellschaft 
einzugliedern. 

— Das Gesetz über Betriebsärzte, Sicherheits- 
ingenieure upd andere Fachkräfte für Ar- 
beitssicherheit wird den Arbeitsschutz und 
die Unfallverhütung in den Betrieben inten- 
sivieren. Dies ist ein weiterer Schritt zur 
Humanisierung der industriellen Arbeitswelt. 

— Das Gesetz zur betrieblichen Altersversor- 
gung soll den Arbeitnehmern beim Wechsel 
des Arbeitsplatzes die bisher verfallenden 
Ansprüche auf Betriebsrente weitgehend er- 
halten. 

— Die Krankenversicherten erhalten künftig 

einen Rechtsanspruch auf zeitlich unbe- 
grenzte Krankenhauspflege (Abschaffung der 
Aussteuerung), Hilfen bei der Pflege er- 
‘ krankter Kinder sowie Haushaltshilfen in 

besonderen Fällen. Der Schutz der Ver- 
sicherten wird damit entscheidend verbes- 
sert. 

— Das landwirtschaftlLche Altersgeld wird zum 
1. Januar 1974 um 10 v. H. erhöht und ab 
1975 dynamisiert. 

— Die dem Bundestag vorliegende Reform des 
Lebensmittelrechts soll helfen, den Verbrau- 
cher besser vor Gesundheitsschäden zu 
schützen. 

— Der am 20. September 1973/30. November 
1973 von den Regierungschefs des Bundes 
und der Länder verabschiedete Bildungs- 
gesamtplan und das Bildungsbudget geben 
eine Leitlinie für eine reformorientierte Ent- 
wicklung unseres Bildungswesens. 

— Der dem Bundestag vorliegende Entwurf 
des Hochschulrahmengesetzes soll die er- ] 


forderliche inhaltliche und strukturelle Neu- 
ordnung des Hochschulbereiches bewirken. 

— Der Entwurf eines neuen Ehe- und Familien- 
rechts liegt dem Bundestag vor. 

— Mit dem neuen Sexualstrafrecht ist ein wei- 
terer wesentlicher Teil der Reform des Straf- 
rechts abgeschlossen. 

— Die dem Bundestag vorliegende Reform des 
Strafvollzugs soll einen dem Sinn der Strafe 
entsprechenden Strafvollzug ermöglichen, 
die Wiedereingliederung des Straffälligen in 
die Gesellschaft erleichtern und damit die 
hohen Rückfallquoten sertken. 

— - Die Gesetze zur Verwirklichung des Um- 
weltprogramms sind von der Bundesregie- 
rung erneut eingöbracht worden; die Bera- 
tung des Bundesimmissionsschutzgesetzes 
ist in den Ausschüssen des Deutschen Bun- 
destages abgeschlossen. Die Novelle zum 
Wasserhaushaltsgesetz und das Gesetz über 
Naturschutz und Landschaftspflege liegen 
dem Bundestag vor. 

Die Bundesregierung hofft, daß die Mehrheit 
des Bundesrates, die den geplanten Grund- 
gesetzänderungen zur Verbesserung des Um- 
weltschutzes bislang ablehnend gegenüber- 
steht, ihre Haltung in dieser wichtigen Frage 
noch einmal überprüft. 

— Auf dem Gebiet der inneren Sicherheit ist 
am 1. Juli 1973 die Novelle zum Gesetz über 
das Bundeskriminalamt in Kraft getreten, 
das eine weitere Verbesserung der Verbre- 
chensbekämpfung, insbesondere auf dem 
Gebiet des internationalen Rauschgifthandels 
ermöglicht. 

— Den Mitarbeitern im öffentlichen Dienst ist 
durch das am 12. Dezember 1973 verabschie- 
dete Personalvertretungsgesetz ein moder- 
nes Mitbestimmungsrecht eröffnet worden. 

— Mehr Sicherheit auf unseren Straßen hat das 
Straßenverkehrssicherheitsprogramm zum 
Ziel; durch das Mitte 1973 eingeführte Fahr- 
verbot bei einem Blutalkoholgöhalt ab 0,8 
V. T. wird eine Hauptursache der Verkehrs- 
unfälle wirksam bekämpft werden. 


4. Parallel zur Arbeit an der schrittweisen Ver- 
wirklichung des Regierungsprogramms hatte die 
Bundesregierung in diesem Jahr zwei krisen- 
hafte Entwicklungen zu meistern: 

Erstens: Wir hatten uns gegen massive Devisen- 
zuflüsse zu wehren und eine Beruhigung in der 
Preisentwicklung herbeizuführen. 

Zweitens: Die Bundesregierung muß die Krise 
der Erdölversorgung bewältigen. 


Zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 12. Dezember 1973 — V/1 — 142 20 — Bi 1. 
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In enger Abstimmung zwischen Bundesregie- 
rung, Bundesbank und den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaft wurden die Voraus- 
setzungen dafür geschaffen, sich außenwirt- 
schaftlich gegen die durch die Währungsunrulien 
verursachten, massiven Devisenzuflüsse abzu- 
schirmen (Übergang zum Blockfloating und 
zweimalige Aufwertung der DM, Verschärfuiig 
der Bardepotregelung und Anwendung der Maß- 
nahmen nach § 23 AWG). Zugleich hat die Bun- 
desregierung einschneidende binnenwirtschaft- 
liche Stabilitätsmaßnahmen beschlossen. Der 
Sachverständigenrat zur Begutachtung der ge- 
samtwirtschaftlichen Entwicklung hat der Bun- 
desregierung zugestanden, daß erstmalig einem 
Aufschwung so schnell die ihm innewohnende 
Tendenz zur Übersteigerung genommen worden 
ist (Ziffer 283 des Sachverständigengutachtens 
1973). 

Es ist damit gelungen, die Preissteigerungsrate 
in der Bundesrepublik trotz ihrer engen welt- 
wirtschaftlichen Verflechtung an das untere 
Ende der Geldentwertungsskala vergleichbarer 
Industriestaaten zu drücken. Dies ist ein relati- 
ver Erfolg. Ein Erfolg, der möglich wurde, weil 
die Bundesregierung auch vor unpopulären 
Maßnahmen nicht zurückschreckte. 

Die internationale Ölverknappuag hat eine 
neue und schwierige Situation geschaffen. Sie 
wird die greifbaren Erfolge in der Stabilitäts- 
politik überlagern. Sie wird an alle in Staat, 
Wirtschaft und Geseiisdiaft hohe Anforderun- 
gen stellen. 

Diese Bundesregierung hat als erste Bundes- 
regierung ein umfassendes Energieprogramm 
vorgelegt: vor Beginn der Energiekrise. Sie hat 
rechtzeitig das Energiesicherungsgesetz erar- 
beitet, das durch Unterstützung der Fraktionen 
des Deutschen Bundestages und des Bundes- 
rates innerhalb von vier Tagen verabschiedet 
werden konnte. 

Die Bundesregierung hat zur Bewältigung der 
Energiekrise weitere Entscheidungen getroffen: 

— Im öffentlichen und privaten Bereich wird 
Energie gespart. 

— Zur Sicherung der Arbeitsplätze wird die 
Wirtschaft vorrangig mit Energie versorgt. 

— Soziale Härten werden gemildert. 

— ■ Das Erdöl wird soweit wie möglich durch 
andere Energieträger ersetzt werden. 

— Die Energieforschung wird verstärkt. 

— - Die Verwirklichung einer gemeinsamen 
Energiepolitik der EG wird beschleunigt an- 
gestrebt. 

Die Energiekrise wird konjunkturell negative 
Folgewirkungen haben. Aus diesem Grunde hat 
die Bundesregierung gezielte regionale und 
sektorale Erleichterungen beschlossen. Sie wird 
weiter der jeweiligen Lage entsprechend han- 
deln. 


Die Bürger der Bundesrepublik haben auf die 
Maßnahmen der Bundesregierung mit Einsicht 
und Solidarität reagiert. Diese Bereitschaft wird 
auch künftig erforderlich sein. 

5. Herausragendes Ereignis für die Deutschland- 
politik war 1973 die Ratifizierung und das In- 
krafttreten des Vertrages zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Deutschen Demo- 
kratischen Republik. Er setzt Regeln für die 
Beziehungen zwischen den beiden deutschen 
Staaten auf der Grundlage der Gleichberechti- 
gung und bildet die Voraussetzung für einen 
schrittweisen Ausbau der Zusammenarbeit bei- 
der deutscher Staaten. 

Die im Grundlagenvertrag vorgesehenen Ver- 
handlungen mit dem Ziel weiterer Abkommen, 
Verträge und Vereinbarungen sind im wesent- 
lichen im Laufe der zweiten Jahreshälfte auf- 
genommen worden. Die Verhandlungen betref- 
fen die gegenwärtige Situation mit ihren Wid- 
rigkeiten auf vielen Gebieten. Ziel der Ver- 
handlungen ist, Rechtsansprüche auf Verbes- 
serungen und Regelungen zu begründen, die 
den Menschen bei uns und in der DDR nutzen. 
Angesichts immer wieder auftretender Kompli- 
kationen und Verlangsamungen ijn Prozeß der 
Normalisierung weist die Bundesregierung auch 
jetzt wieder darauf hin, daß die Politik der 
Verbesserung des Vei^hältnisses zwischen den 
beiden deutschen Staaten besonders schwierig 
ist. Dennoch wird die Bundesiegierung an ihrer 
langfristigen Konzeption im Interesse der Men- 
schen festhalten. 

In diesem Rahmen sind auch die Bemühungen 
zu sehen, die Bindungen Berlins an die Bundes- 
republik zu erhalten und zu entwickeln und die 
Stadt im Rahmen unserer rechtlichen Möglich- 
keiten in die auswärtigen Beziehungen hinein- 
zunehmen. 

6. Auf dem Gebiet der europäischen Einigung 
stand das erste Jahr der neuen Legislatur- 
periode im Zeichen der Impulse und Aufgaben- 
stellung der Konferenz der Staats- und Regie- 
rungschefs vom 19./20. Oktober 1972 in Paris, 
der am 1. Januar 1973 vollzogenen Erweiterung 
der Gemeinschaft, der Abwehr der aus den 
Währungskrisen sich ergebenden Beeinträchti- 
gungen der wirtschaftlichen Integration und der 
Verstärkung der politischen Zusammenarbeit. 
Die Bundesregierung wünscht und wird alles in 
ihrer Macht Stehende tun, daß die Mitgliedstaa- 
ten und die Europäische Gemeinschaft auf dem 
Weg zur umfassenden Europäischen Union so 
rasch wie möglich voranschreiten. Sie wird die- 
ses Ziel auch auf der Konferenz der Staats- und 
Regierungschefs am 14./15. Dezember 1973 in 
Kopenhagen Ln den Vordergrund stellen. Dem 
Ziel der politischen Union muß auch die am 
1. Januar 1974 'beginnende neue Phase der 
Wirtschafts- und Währungsunion dienen. Die 
Europäische Gemeinschaft wird sich nicht zu- 
letzt in der Erdölkrise zu bewähren haben. 
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7. Die Ostpolitik der Bundesregierung im ersten 
Jahr der 7. Legislaturperiode hatte vor allem 
die Ahrundung der bilateralen Normalisierungs- 
politik zum Ziel. 

Mit der Unterzeichnung des Vertrages über die 
gegenseitigen Beziehungen zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der CSSR in Prag 
bekräftigen beide Staaten ihren Willen, einen 
Schlußstrich unter die Vergangenheit zu setzen, 
normale und gutnachbarliche Beziehungen in 
allen Bereichen zu entwickeln und eine weit- 
gespannte Zusammenarbeit beider Länder zu 
erreichen. 

Dem Ausbau der wirtschaftlichen, industriellen 
und technischen Zusammenarbeit und der För- 
derung und Vertiefung der kulturellen und wis- 
senschaftlichen Beziehungen zur Sowjetunion, 
zu Jugoslawien und Rumänien dienten die Ge- 
spräche, die Bundeskanzler Willy Brandt wäh- 
rend seines offiziellen Besuchs in Jugoslawien 
und mit Leonid Breschnjew und Nicolae 
Ceausescu in Bonn führte. Die während dieser 
Besuche mit der Sowjetunion und Rumänien 
Unterzeichneten Abkommen sollen den weiteren 
Ausbau und die Vertiefung der gegenwärtigen 
Beziehungen auf diesen Gebieten längerfristig 
fördern. Die Normalisierung unserer Beziehun- 
gen zu Ungarn und Bulgarien konnte bis zu 
dem Punkt vorangetrieben werden, der die 
Aufnahme diplomatischer Beziehungen ermög- 
licht. 

8. Der konstruktive Dialog mit den USA wurde im 
Jahre 1973 fortgesetzt. Die Bundesregierung und 
die USA stimmen darin überein, daß das Atlan- 
tische Bündnis Priorität behält. Es bildet die 
Grundlage der Sicherheit und damit die Voraus- 
setzung der Entspannungspolitik in Europa. Die 
Brüsseler Konferenz der NATO hat diese Hal- 
tung der Bundesregierung bestätigt. 


9. ln der ersten Jahreshälfte 1973 fanden in Wien 
unter aktiver Beteiligung der Bundesregierung 
Gespräche statt, in deren Verlauf beschlossen 
wurde, Verhandlungen über die beiderseitige 
und ausgewogene Verminderung von Streit- 
kräften in Mitteleuropa zu führen. Es wurde 
Einvernehmen erzielt, daß es das allgemeine 
Ziel dieser Konferenz sein wird, zu stabileren 
Beziehungen und zur Festigung von Frieden 
und Sicherheit in Europa beizutragen. Es ist als 
Erfolg zu werten, daß diese Gespräche in zeit- 
lichem Zusammenhang mit der Konferenz über 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa be- 
ginnen konnten. Auf der KSZE, deren zweite 
Phase Mitte September 1973 begonnen hat, be- 
müht sich die Delegation der Bundesrepublik 
Deutschland in enger Konsultation mit ihren 
EG- und NATO-Partnern um Fortschritte in der 
Kooperation und im humanitären Bereich. 

10. Der Eintritt der Bundesrepublik Deutschland 
und der Deutschen Demokratischen Republik in 
die UNO am 18. September 1973 markiert eine 
wichtige Etappe der Nachkriegsgeschichte. 

Die Bundesregierung hat ihre 1971 verabschie- 
dete entwicklungspolitische Konzeption weiter 
entwickelt und insbesondere den Erfordernissen 
einer stärkeren internationalen und europäi- 
schen Zusammenarbeit Rechnung getragen. Die 
Qualität ihrer Hilfe fand weltweite Beachtung. 

Die Bundesrepublik Deutschland wird sich mit 
den übrigen Mitgliedstaaten der Vereinten 
Nationen bemühen, den Frieden zu erhalten 
und bei der Überwindung von Konflikten mit- 
zuhelfen. Sie wird ferner daran mitai^beiten, daß 
durch intensivere wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit zwischen den Ländern verschiedener 
Wirtschaftsordnungen und Entwicklungsstufen 
die soziale Lage der Menschen verbessert wird. 
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Erläuterung 

Die Übersicht zum Tätigkeitsbericht 1973 vermittelt 
einen Überblick über wichtige Maßnahmen der 
sozial-liberalen Koalition, 

— die im ersten Jahr der 7. Legislaturperiode in 
Durchführung der Regierungserklärung vom 
18. Januar 1973 realisiert wurden ^), 

— die sich derzeit noch in der parlamentarischen 
Beratung befinden -) und über solche Vorhaben, 

— mit deren Vorlage durch die Bundesregierung im 
Laufe des Jahres 1974 gerechnet werden kann*^). 

Die tabellarische Darstellung soll einen schnellen 
Überblick und einen Vergleich zu entsprechenden 
Aussagen der Regierungserklärung vom 18. Januar 
1973 ermöglichen. 

Sie informiert über die Inhalte und Zielsetzungen 
sowie über den Verfahrensstand 

Regierungsvorlagen, die sich in der 6. Legislatur- 
periode bereits in der parlamentarischen Beratung 
befanden und zur Abkürzung des Gesetzgebungs- 
verfahrens mit Zustimmung des Bundesrates im 
Wege von Initiativen der Fraktionen der SPD und 
der FDP des Deutschen Bundestages wieder im Bun- 
destag eingebracht wurden, sind besonders gekenn- 
zeichnet ^). 


— Kab. mit Datum: Tag der Kabinettentscheidung 

— BR/1 mit Datum: Tag der Sitzung des Bundes- 

rates, in der dieser die Vorlage 
im 1. Durchgang behandelt hat 
(Artikel 76 Abs. 2 GG) 


— ZBT mit Datum: Tag der Zuleitung an den Bun- 

destag 

■ — BT/1 mit Datum: Tag der 1. Beratung des Bun- 
destages 

— BT/ 2/3 mit Datum: Tag der 2. und 3. Beratung des 

Bundestages 

— BR/2 mit Datum: Tag der Sitzung des Bundes- 

rates, in der dieser eine Vor- 
lage im 2, Durchgang behandelt 
hat (Artikel 78 GG) 


— an VA: Hinweis, daß der Vermittlungs- 

ausschuß angerufen wurde 

— verk. mit Datum: Tag der Verkündung eines Ge- 

setzes im Bundesgesetzblatt 


Vorhabenbezeichnung in Fettdruck 
") Vorhabenbezeichnung in Normaldruck 
•’O Vorhabenbezeichnung in Kursivschrift 
h Abkürzungen in der Spalte „Bisherige Termine/Sach- 
stand" : 

•') durch * neben der Vorhabenbezeichnung 
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Wirtschaft und Finanzen 


Lfd. 

Nr. 


Vorhaben 


Zielsetzung / Inhalt 


Bisherige 

Termine/Sachstand 


Bemerkungen 


1 


Konjunkturpolitik 

Erstes 

Stabilitätsprogramm 

(Jahres wirtschaftsbericht 
1973) 


— Restriktive Bundeshaushalts- Kab. 
I Politik i 

' — Begrenzung der Schuldenauf- i 
nähme der öffentlichen Hand i 
(Schuldendeckel) : 

. — Begebung einer Stabilitätsan - 1 
' leihe bis zu 4 Mrd. DM I 


17. 2.1973 1 


— Einjähriger Stabilitätszuschlag I 
für Bezieher höherer Einkorn- | 

men ] 

I 

— Erhöhung der Mineralölsteuer i 
' ab Juli 1973 um 5 Pfennig je I 

Liter | 

— Kürzung gewisser Investitions- j 
Zulagen von bisher 10 Vo auf ^ 

I 7,5 Vo I 

! — Abbau sonstiger Steuervergün- 
stigungen 

(Abzug von Schuldenzinsen als 
Sonderausgaben) 


— Beseitigung der degressiven 
Abschreibung bei Gebäuden 
nach § 7 Abs. 5 EStG (soweit 
nicht mit öffentlichen Mitteln 
geförderter Wohnungsbau) 


— Stillegung von Steuermehrein- 
nahmen (u. a. Stabilitätszu- 
schlag, Stabilitätsanleihe und 
Investitionssteuer) 


2 


Gesetz zur Änderung des 
Außenwirtschaftsgesetzes 
— Bardepotgesetz — 

(Gemeinsame Initiative 
der Fraktionen der SPD 
und FDP, von der Bundes- 
regierung unterstützt) 


Verbesserung der außenwirtschaft- 
lichen Absicherung der Stabilitäts- 
politik insbesondere durch Anhe- 
bung der gesetzlichen Höchstgrenze 
für den Bardepotsatz von 50 ^/o auf 
100 Vo 


BT/1 14. 2. 1973 
BT/3 22. 2. 1973 
BR/2 23. 2. 1973 
Verk. 23. 2. 1973 
(BGBl. 1/73 S. 109) 


3 


Freigabe des Wechsel- 
kurses zum US-Dollar, 
Aufwertung der DM 
um 3 ®/o 


Nach vorangegangener Abwertung 
des US-Dollars, Freigabe des Wech- 
selkurses zur amerikanischen Wäh- 
rung bei Beibehaltung fester Wech- 
selkurse zu einer Reihe europä- 
ischer Währungen. Dabei Aufwer- 
tung der DM um 3 ”/o 


Kab. 


14. 3. 1973 
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Bemerkungen 

4 

Zweites 

Stabilitätsprogramm 

! 

i — ln Bezug auf die Stabilitätsab- 
' gäbe eine Herabsetzung der 

Kab. 9. 5. 1973 

! 

s. auch lfd. Nr. 8 


Jahreseinkommensgrenze auf 
24 000/48 000 DM (Ledige/Ver- 
heiratete) 


— Auf längstens zwei Jahre be- 
fristete Investitionssteuer in 
Höhe von ll Vo (bei ermäßig- 
tem Steuersatz von 5,5 Vo) 

— Maximal einjährige Aufhebung 
der degressiven Abschreibungs- 
möglichkeiten für bewegliche 
Wirtschaftsgüter des Anlage- 
vermögens, die während der 
Ausschlußzeit bestellt bzw. mit 
deren Herstellung begonnen 
wird 

— Ausweitung der Einschränkung 

der Gebäudeabschreibung 

nach § 7 Abs. 5 EStG für alle 
Gebäude mit Ausnahme der Ge- 
bäude, die nach dem zweiten 
Wohnungsbaugesetz gefördert 
werden 

— Maximal einjährige Aussetzung 
der erhöhten Absetzungsmög- 
lichkeiten nach § 7 b EStG für 
Einfamilienhäuser, Zweifami- 
lienhäuser und Eigentumswoh- 
nungen, für die der Antrag auf 
Baugenehmigung während der 
Ausschlußzeit gestellt wird 

— Weitere Streckung und Ein- 
schränkung der öffentlichen 
Ausgaben 

— Reduzierung der Nettokredit- 
aufnahme 

— Weitere Liberalisierung bzw. 
Kontingentaufstockung bei Ein- 
fuhren aus Ost- und Südost- 
asiatischen Ländern 

— Intensivierung des Wettbe- 
werbs und der Verbraucherpoli- 
tik 


5 Verordnung über Preis- Verbesserung der Preistransparenz verkündet 
angaben beim Verbraucher durch Erweite- 24. 5. 1973 

rung der Preisauszeichnungsrege- (BGBl. I S. 461) 
lungen 


6 Aufwertung der DM Kab. 29. 6. 1973 

um 5,5 ®/o 
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Zielsetzung / Inhalt 


Bisherige I „ , 

Termine/Sadistand 1 Bemerkungen 


7 Stillegung von Steuer- 
I einnahmen/Stabilitäts- 
I anleihe des Bundes 


In Durchführung der Stabilitätspro- 
gramme: 

— Stillegung von Steuermehrein- 
nahmen bei der Bundesbank 
von insgesamt 610 Millionen 
DM am 22. 8. und 

25. 9. 1973 


Ausgabe einer Stabilitätsan- 
leihe in drei Tranchen von ins- 
gesamt 2,5 Mrd. DM am 

Stabilitätszuschlag Stand 15. 11. 
1973 

294 Millionen DM 

Investitionssteuer Stand 15. 11. i 
1973 I 

83 Millionen DM ; 


12.3., 16.7. und 
12. 9. 1973 


8 Steueränderungsgesetz 
1973 


Gesetz zur Änderung des 
Mineralölsteuergesetzes 
1964 und des Gesetzes 
über das Branntwein- 
monopol 


10 Gesetz zur Änderung des 
Mineralölsteuergesetzes 
1964 

(Heizölkennzeichnung) 


Dämpfungsmaßnahmen 


des Zahlungsaufschubs 
Branntweinabgaben 


Kab. 

28. 

2. 

1973 

BR 1 

23. 

2. 

1973 

BT/1 

6. 

4. 

1973 

BT/3 

23. 

5. 

1973 

BR/2 

25. 

5. 

1973 

an V.A 

L — 



Verk. 

28. 

6. 

1973 

(BGBl. 

1/73 S. 

676) 

Kab. 

28. 

2. 

1973 

BR/1 

23. 

3. 

1973 

BT/1 

6. 

4. 

1973 

BT/3 

23. 

5. 

1973 

BR/2 

25. 

5. 

1973 ' 

an VA — 



Verk. 

28. 

6. 

1973 

(BGBl. 

1/73 S. 

691) 

Kab. 

2. 

7. 

i 

1973 

BR/1 

9. 

11. 

1973 


Steuerausfälle durch Hinterziehung 
der Dieselkraftstoffsteuer zu ver- 
hindern 


Erste Stellungnahme der 
Bundesregierung zum 
Jahresgutachten 1973 des 
Sachverständigenrates 
zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen 
! Entwicklung 


Darlegung der wirtschaftlichen Kab. 22. 1 1. 1973 s. lfd. Nr. 94 
Aussichten für 1974 unter Be- 
rücksichtigung der Energiepro- ' 

bleme | 

Erste wirtschaftliche Konsequen- i 

zen j : 

a) Gewährung vorübergehen- ! j 

der Finanzierungshilfen für 

50 000 bereits geplante So- 

zialwohnungen j 

I 

b) Handelspolitische Maßnah- 1 j 

men zugunsten des Textil- ! I 

und Bekleidungssektors 1 | 
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12 I Rechtsverordnung über 

j die Begrenzung der Kre- 
ditaufnahme der Gebiets- 
körperschaften im Haus- 
haltsjahr 1974 

13 Gesetz über die Gewäh- 
rung eines einmaligen 
Heizölkostenzuschusses 
(Gemeinsame Initiative 
der Fraktionen der SPD 
und FDP, von der Bundes- 
regierung unterstützt) 


14 Aufhebung der im Ent- 
wurf des Bundeshaushalts 
1974 vorgesehenen 
Streckung der Mittel für 
Gemeinschaftsaufgaben 


Wettbewerbs- 
und Verbraucherpolitik 

15 Zweites Gesetz zur 

Änderung des Gesetzes 
gegen Wettbewerbs- 
beschränkungen — 
Kartellgesetzesnovelle — 

(Gemeinsame Initiative 
der Fraktionen der SPD 
und FDP, von der Bundes- 
regierung unterstützt) 


j Kab. 28.11.1973 


Einkommensschwache Bevölke- (Kab. 5. 12. 1973) ! Grundsatz- 
rungsschichten, deren Wohnung inj BT/1 12. 12, 1973 1 beschluß 
der Heizperiode 1973/74 mit leich- j BT/3 
tem Heizöl beheizt werden, sollen | 13/14. 12. 1973 

durch einen einmaligen, nach Per- 1 
sonenzahl gestaffelten Zuschuß | 
zwischen 100 und 300 DM von den I 
Mehrbelastungen durch gestiegene i 

Heizölkosten entlastet werden 

Betrifft die Gemeinschaftsaufgaben Kab. 5.12.1973 

— Verbesserung der regionalen ; 

Wirtschaftsstruktur 

— Verbesserung der Agrarstruk- i 

tur und des Küstenschutzes ! : 


Sicherung der Funktionsfähigkeit BT/1 1. 2. 1973 
des Wettbewerbs in allen Berei- BT/3 14. 6. 1973 
eben der gewerblichen Wirtschaft, BR/2 6. 7. 1973 
insbesondere durch Verk. 4. 8. 1973 

— Einführung einer vorbeugenden 
Fusionskontrolle für Großun- 
ternehmen, um Konzentrations- 
tendenzen entgegenzuwirken 

— Kooperationserleichterungen 
für kleine und mittlere Unter- 
nehmen 

— Verschärfung der Mißbrauchs- 

aufsicht über marktbeherrschen- 
de Unternehmen | 

— Aufhebung der Preisbindung 
der zweiten Hand für Marken- 
waren und Verbot des Miß- 
brauchs der Preisempfehlungen 

— - Verbot der aufeinander abge- j 

stimmten Verhaltensweisen | 

— Verschärfung des Diskriminie- 
rungsverbots ! 
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Korrektur zur Fußnote auf Seite 6: 


Vorhabenbezeidinung in Fettdruck 
2) Vorhabenbezeichnung in Normaldruck 
Vorhabenbezeichnung in Kursivschrift 

Abkürzungen in der Spalte „Bisherige Termine/Sach- 
stand" : 

— Kab. mit Datum; Tag der Kabinettentscheidung 

— BR/1 mit Datum: Tag der Sitzung des Bundes- 

rates, in der dieser die Vorlage 
im 1. Durchgang behandelt hat 
(Artikel 76 Abs. 2 GG) 

— ZBT mit Datum: Tag der Zuleitung an den Bun- 

destag 

— BT/1 mit Datum: Tag der 1. Beratung des Bun- 
destages 

— BT/2/3 mit Datum: Tag der 2. und 3. Beratung des 
Bundestages 

— BR/2 mit Datum: Tag der Sitzung des Bundes- 

rates, in der dieser eine Vor- 
lage im 2. Durchgang behandelt 
hat (Artikel 78 GG) 

— an VA: Hinweis, daß der Vermittlungs- 

ausschuß angerufen wurde 

— verk. mit Datum: Tag der Verkündung eines Ge- 

setzes im Bundesgesetzblatt 

durch • neben der Vorhabenbezeichnung 
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16 Zweites Gesetz zur Ande- 
I rung des Abzahlungs- 
i gesetzes 

j (Initiative des Bundes- 
! rates, von der Bundes- 
I regierung unterstützt) 


Einführung eines befristeten BT/1 7. 6. 1973 
Widerrufsrechts des Käufers für BT/3 12. 12. 1973 
Abzahlungsgeschäfte, wenn sol- ' 
che Geschäfte durch mündliche | 

Verhandlungen außerhalb der ! 
ständigen Geschäftsräume des 
Verkäufers angebahnt wurden 

Das Widerrufsrecht soll ent- ' 
sprechend auch bei Verträgen | 
mit wiederkehrenden Leistun- 
gen gelten (z. B. Zeitschriften- 
abonnement) I 


Börsenreform 


17 


Gesetz zur Änderung des 
Börsengesetzes * 

— Börsengesetz — 


Neuregelung der Börsenorgani- 
sation und die Zulassung von 
Personen zur Börse 


Kab. 

BR/1 

BT/1 


12. 1.1973 
2. 2. 1973 
16. 2. 1973 


— Genaue Umschreibung der 
Eigengeschäfte der Kursmakler 
und der Festsetzung der Kurs- 
maklergebühren 

— • Anpassung der Strafvorschrif- 
ten an die Strafrechtsentwick- 
lung 


Strukturpolitik 


18 


Grundsatzentscheidung 
über die zukünftige Aus- 
gestaltung der Werfthilfe 
— Werfthilfeprogramm — 


Teilweiser Ausgleich der interna- 
tionalen Wettbewerbsverzerrun- 
gen sowie Strukturverbesserung 
der deutschen Seeschiffswerften 
durch modifizierte Fortführung der 
Auftragsfinanzierungshilfen für 
Ablieferungen 1976 bis 1979; 


Kab. 


22. 8. 1973 


— Einbeziehung von anderweitig 
nicht geförderten Inlandsauf- 
trägen 


— Bereitstellung von limitierten 
Einzelplafonds zur eigenen un- 
ternehmerischen Disposition der 
Werften 


— strikte Limitierung der Förde- 
rung auf 60 ^/o des betroffenen 
Neubauumsatzes 


11 
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Entscheidungen über die 
Gewährung von Produk- 
tions- und Absatzfinan- 
zierungshilfen für Airbus 
und VFW 614 


Erhaltung der Wettbewerbsfähig- Kab. 
keit der Luft- und Raumfahrtindu- und 
strie durch Gewährung von Ver- 
marktungshilfen I 


14. 3. 1973 
13, 6, 1973 


20 Gesetz zur Änderung des 
Gesetzes über die Maß- 
nahmen zur Förderung 
des deutschen Films 
— Filmförderungs- 
gesetz — 


— Fortführung 


Filmförde- 


rungshilfen zugunsten des qua- BR/1 
litativ höher bewerteten Films BT/1 

BT/3 

Parallel dazu ist eine Projekt- 
förderung vorgesehen, die es 
erlaubt, Filmvorhaben wesent- 
lich mit zu finanzieren, den Ab- 
satz guter Filme zu erleichtern, 
beispielhafte Maßnahmen im 
Bereich der Filmtheater zu un- 
terstützen und die berufliche 
Fortbildung des künstlerischen 
und technischen Nachwuchses 
zu fördern. 


Zweiter Rahmenplan der 
Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der 
regionalen Wirtschafts- 
struktur" 


Schaffung von 460 000 neuen und Beschluß des 
Sicherung von 240 000 feststehen- Planungs- 
den Arbeitsplätzen in Struktur- ausschusses 
schwachen Gebieten in den Jahren vom 21.2. 1973 
1973 bis 1976 


Energiepolitik 


Energiepolitisches Pro- 
gramm der Bundes- 
regierung 

— Energieprogramm — 


Das Energieprogramm umfaßt die Kab. 
Bereiche Mineralöl, Erdgas, Kern- ZBT 
energie, Braunkohle, Steinkohle, 
Energieversorgungsanlagen, For- 
schung sowie rationellere Nutzung 
der Energie. Grundziel ist die Si- 
cherung eines ausreichenden, mit- 
tel- und langfristig sicheren Ener- 
gieangebots zu möglichst günstigen 
volkswirtschaftlichen Gesamt- 
kosten unter Berücksichtigung der 
Erfordernisse des Umweltschutzes. 
Zusätzliche Mittel des Bundes 
in Höhe von ca. 600 Millionen DM 
pro Jahr sind erforderlich. 


26. 9. 1973 Überprüfung 
2. 10. 1973 aufgrund der 

Drosselung der 
arabischen 
Ölzufuhr 
I am 22. 11. 1973 
beschlossen 


bezügl. Energie- 
forschung vgl. 
lfd. Nr. 126 
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23 


Gesetz zur Sicherung der 
Energieversorgung bei 
Gefährdung oder Störung 
der Mineralöleinfuhren 
— Energiesicherungs- 
gesetz — 

(Gemeinsame Initiative 
der Fraktionen der SPD 
und FDP, von der Bundes- 
regierung unterstützt) 


Durchführung des energiepoliti- 
schen Programms : Rechtliche Grund- 
lage zum Erlaß von Rechtsvor- 
schriften, mit denen im Fall einer 
Gefährdung oder Störung der Ein- 
fuhren von Mineralöl oder Erdgas 
die Versorgung mit dem lebens- 
wichtigen Bedarf an Energie ge- 
sichert werden kann. Das Gesetz 
erfaßt neben Erdöl und Erdöler- 
zeugnissen auch die festen, flüssi- 
gen und gasförmigen Brennstoffe 
sowie die elektrische Energie. 


Kab. 7.11.1973 
BT/1 7.11.1973 
BT/3 9.11.1973 
BR/2 9.11.1973 
Verk. 10.11.1973 
(BGBl. 1/73 
S. 1585) 


24 


Verordnung über Fahr- 
verbote und Geschwin- 
digkeitsbegrenzungen für 
Motorfahrzeuge 


Erste Maßnahme aufgrund des 
Energiesicherungsgesetzes: 

— Fahrverbot an 4 Sonntagen 

— allgemeine Geschwindigkeitsbe- 
grenzung für 6 Monate 


Kab. 19.11.1973 
Verk. 19. 11. 1973 
(BGBl. I 
S. 1676) 


25 


Gesetz zur Änderung des 
Gesetzes über Mindest- 
vorräte an Erdölerzeug- 
nissen — Mineralöl- 
bevorratungsgesetz — 


Erhöhung der Vorratspflicht für 
Hersteller und Importeure der 
wichtigsten Erdölerzeugnisse auf 
90 bzw. 70 Tage 


Kab. 

BR/1 

BT/1 


25. 4. 1973 I 
15. 6. 197.3 I 
13. 9. 19731 


Haushalt und Finanzen 


26 


Gesetz über die Feststel- 
lung des Bundeshaus- 
haitsplans für das Haus- 
haltsjahr 1974 
(Haushaltsgesetz 1974) 
und 

Finanzplan des Bundes 
1973 bis 1977 


Der Haushalt 1974 umfaßt ein Vo- 
lumen von 134,4 Mrd. DM; das ent- 
spricht einer Steigerung von 
10,5 Vo gegenüber 1973. 


Kab. 

BR/1 

BT/1 


5. 9. 1973 
30. 11. 1973 
26. 10. 1973 


Aus den Ausgabeschwerpunkten 
des Haushalts und des Finanzplans 
bis 1977 werden besonders hervor- 
gehoben: 

— Durchführung des neuen Ener- 
gieprogramms 

Hierfür sind allein 1974 1,7 Mrd. 
DM vorgesehen 

— Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur sowie der 
Maßnahmen im Rahmen der 
sektoralen Strukturpolitik 

— Soziale Absicherung des Um- 
strukturierungsprozesses in der 
Landwirtschaft 

Hierfür werden 1974 mehr als 
2 Mrd. DM eingesetzt 


— Die soziale Sicherung nimmt mit 
fast 40 Mrd. DM (-= 29,5 Vo) 
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den größten Anteil am Haushalt 
ein; sie wird im Zeitraum des 
Finanzplans auf über 31 Vo 
der Haushaltsmittel steigen 

— Ausbau des öffentlichen Perso- 
nennahverkehrs. Hierfür sind 
zusätzlich 200 Millionen DM 
eingestellt worden 

— Förderung des Wohnungsbaus: 
Anhebung der Verpflichtungs- 
ermächtigungen um 27 ^/o auf 
nahezu 3,8 Mrd. DM 

— Zunehmende Bedeutung der be- 
ruflichen Bildung: 

a) Ausbau der überbetrieb- 
lichen Ausbildungsstätten 

b) Förderung der Versuchs- 
und Modelleinrichtungen 

— Förderung von Wissenschaft 
und Forschung: Anstieg der 
Ausgaben um 1 1,4 Vo 

— Ausbildungsförderung: Anstieg 
der Ausgaben 1974 um 46 ^/o auf 
1,5 Mrd. DM 


Steuerreform 


27 


Erstes Steuerreformgesetz 
(Abgabenordnung) * 

(Gemeinsame Initiative 
der Fraktionen der SPD 
und FDP, von der Bun- 
desregierung unterstützt) 


Umfassende Neuregelung des all- 
gemeinen Steuerrechts einschließ- 
lich des Steuerverfahrens- und 
Vollstreckungsrechts sowie des 
Rechts der außergerichtlichen 
Rechtsbehelfe und des Straf- und 
Bußgeldrechts 


BT/1 


1. 2.1973 


28 


Einführungsgesetz zur 
Abgabenordnung 


Anpassung zahlreicher Steuerge- 
setze und anderer Gesetze an das 
Recht der neuen Abgabenordnung 


Kab. 31. 1. 1973 
BR/1 23. 2. 1973 
BT/1 16. 3. 1973 


29 


Zweites Steuerreform- 
gesetz * 


(Gemeinsame Initiative 
der Fraktionen der SPD 
und FDP, von der Bundes- 
regierung unterstützt) 


Reform der einheitswertabhängigen 
Steuern: 


BT/1 22. 2. 1973 


— ■ Grundsteuerreform 

— Erbschaft- und Schenkung- 
steuerreform 


Verk. 11. 8. 1973 
BT/3 6. 12. 1973 


vgl. lfd. Nr. 32 


— Vermögensteuerreform mit Än- 
derung u. a. des Bewertungsge- 
setzes und der Gewerbesteuer 


BT/3 


13. 12. 1973 
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30 


Drittes Steuerreform- 
gesetz 


31 


Kraftfahrzeugsteuer- 
gesetz 1975 


Reform der Einkommensteuer, Kör- 
perschaftsteuer, der Sparförde- 
rung und des Familienlastenaus- 
gleichs insbesondere mit dem Ziel 
der steuerlichen Entlastung kleiner 
und mittlerer Einkomemn, der Be- 
seitigung der Doppelbelastung aus- 
geschütteter Körperschaftsgewinne 
durch Vülldiirechnuny der Körper- 
schaftsteuer auf die Einkommen- 
steuer der Anteilseigner sowie der 
Harmonisierung der Sparförderung 


Vereinfachung des Erhebungs- 
verfahrens durch Umstellung 
des Steuerfestsetzungs- auf ein 
Steuerplakettenverfahren 

Ersetzen der Hubraumsteuer 
durch PS- bzw. KW-Steuer 


Kab. 

BR/1 


26. 10. 1973 
20. 12. 1973 


Kab. 

BR/1 


26. 10. 1973 
20. 12. 1973 


32 


Gesetz zur Reform des 
Grundsteuerrechts * 


Im Zusammenhang mit der erst- 
maligen Anwendung der neuen 
Einheitswerte für Grundbesitz wer- 
den zum 1. 1. 1974 bei der Grund- 
steuer neue Steuermeßzahlen fest- 
gelegt 


BT/1 22. 2. 1973 
BT/3 11. 5.1973 
BR/2 25. 5. 1973 
an VA 

Verk. 11. 8.1973 
(BGBl. 1/73 S. 965) 


33 


Zweites Steueränderungs- 
gesetz 1973 


— Ausdehnung der Abschreibungs- Kab. 26. 10. 1973 
Vergünstigungen für Moderni- BR/1 20. 12. 1973 
sierungsmaßnahmen auf vor 
dem 1. 1. 1957 erstellte Wohn- 
gebäude 


— Verlängerung auslaufender Ab- 
schreibungsvergünstigungen 
für bestimmte Investitionen im 
Kohle- und Erzbergbau und be- 
stimmte Freibetragsregelungen 
bei den Einkünften aus Land- 
und Forstwirtschaft zwecks Ver- 
bindung mit im 3. Steuerreform- 
gesetz vorgesehener Regelung 


— Anhebung der Veranlagungs- 
grenze für Arbeitnehmer 24 000/ 
48 000 DM 


— - Schließung von Lücken in der 
Besteuerung, insbesondere im 
Bereich der beschränkt steuer- 
pflichtigen Einkünfte 
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34 

Gesetz zur Änderung des 

Die Einheitswerte des Grundbesit- 

in Vorbereitung 



Bewertungsgesetzes und 

zes sollen auf den 1. 1. 1975 



j 

anderer Vorschriften 

neu festgestellt werden. Dabei wird i 
für die Bewertung aller Grund- 
stücke das Sachwertverfahren an- 
gewendet. Die Hauptfeststellung 
steht im Zusammenhang mit den 
bodenpolitischen Vorhaben der 
Bundesregierung 
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Agrarsozialpolitik 


35 


Gesetz über die laufende 
Anpassung der Alters- 
gelder in der Altershilfe 
für Landwirte 
— 7. Änderungsgesetz 


GAL — 


— jährliche Anpassung des land- 
wirtschaftlichen Altersgeldes an 
die Lohn- und Gehaltsentwick- 
lung der Arbeitnehmer entspre- 
chend der allgemeinen Bemes- 
sungsgrundlage der Rentenver- 
sicherung (Dynamisierung ab 
1. 1. 1975) 


Kab. 23. 5. 1973 
BR/1 6. 7. 1973 
BT/1 20. 9. 1973 
BT/3 8.11.1973 
BR/2 30.11.1973 


vgl. hierzu auch 
lfd. Nr. 43 


— Steigerung des Altersgeldes um 
jeweils 3 Vo für jedes über 15 
Jahre hinausgehende Beitrags- 
jahr 


— Anpassung der Vorschriften 
über die Landabgaberente an 
die entsprechenden EG-Ridit- 
linicn und Einbeziehung in die 
jährliche Anpassung des Alters- 
geldes 

— Erhöhung des Altersgeldes um 
10 Vo zum 1. 1. 1974 


36 


Gesetz über die Errich- 
tung einer Zusatzversor- 
gungskasse für Arbeit- 
nehmer in der Land- und 
Forstwirtschaft 


Ausgleichszahlungen an ehemalige 
Land- und Forstarbeiter, bei denen 
die Zusatzversorgung tariflich nicht 
geregelt oder deren Zusatzalters- 
versorgung aus Altersgründen 
(= kurze Versicherungszeit) gering 
ist 


Kab. 

BR/1 

BT/1 


5. 9. 1973 
19. 10. 1973 
13. 12. 1973 


Agrarstrukturpolitik 


37 


Erster Rahmenplan der 
Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der 
Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes" 


Bereitstellung von Haushaltsmit- 
teln des Bundes von 1,2 Mrd. DM 
im Jahre 1973 

— Maßnahmen zur Verbesserung 
der Produktions- und Arbeits- 
bedingungen in der Land- und 
Forstwirtschaft 


Beschluß des 
Planungs- 
ausschusses 
vom 21.12.1972 


— ■ Wasserwirtschaftliche und kul- 
turbautechnische Maßnahmen 


— ■ Maßnahmen zur Verbesserung 
der Marktstruktur in der Land-, 
Fisch- und Forstwirtschaft 


— ■ Küstenschutz 
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38 

39 

Verabschiedung des 
zweiten Rahmenplans der 
Gemeinschaits- 
aufgabe „Verbesserung 
der Agrarstruktur und 
des Küstenschutzes" 

Weiterentwicklung 
der gemeinsamen 
Europäischen Agrarpolitik 

Leitlinien für die Weiter- 
entwicklung der 

EG - Agrarpolitik 

Bereitstellung von Haushaltsmit- 
teln des Bundes von 1,2 Mrd. DM 
im Jahre 1974 

Auf der Grundlage der Beschlüsse 
des Agrarkabinetts soll insbeson- 
dere im Rahmen der gemeinsamen 
Agrarpolitik versucht werden, 

— die in der Landwirtschaft arbei- 
tenden Menschen an der allge- 
meinen Wohlstandsentwicklung 
teilhaben zu lassen und die 
Landwirtschaft als gleidirangi- 

1 gen Teil unserer modernen 

Volkswirtschaft zu entwickeln, 

i — die Märkte zu stabilisieren, um 
einen Ausgleich zwischen An- 
gebot und Nachfrage herbeizu- 
führen, 

i — die Finanzierung in einem über- 
schaubaren Rahmen zu halten, 

— sicherzustellen, daß den Inter- 
essen der Erzeuger und der 

' Verbraucher gedient wird, 

— daß auch künftig ein angemes- 
sener Teil der Versorgung mit 
landwirtschaftlichen Produkten 
aus Drittländereinfuhren ge- 

1 deckt wird, 

^ — > die Währungs-, Wirtschafts- 
und Regionalpolitik entspre- 
chend den Beschlüssen der Pa- 
riser Gipfelkonferenz vom Ok- 
tober 1972 zügig weiterzuent- 
wickeln, um den erreichten Inte- 
grationsstand der Agrarpolitik 
abzusichern. 

in Vorbereitung 

Kab. 17. 10. 1973 

Planungs- 

ausschuß 

17. 12. 1973 


18 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1434 


Gesellschafts- und Sozialpolitik 


Lfd, 

Nr. 


Vorhaben 


Zielsetzung / Inhalt 


Bisherige 

Termine/Sachstand 


Bemerkungen 


Soziale Sicherung 


40 


S ozi alge s etzbuch 
— Allgemeiner Teil * — 


Zusammenfassung der Regelungen, 
die zur Vereinheitlichung der gel- 
tenden Sozialrechtsordnung und 
ihrer besseren Überschaubarkeit 
den einzelnen Sozialleistungsberei- 
chen vorangestellt werden 


Kab. 

4. 

4. 1973 

BR/1 

25. 

5. 1973 

BT/1 

20. 

9. 1973 


41 


Gesetz zur Änderung 
von Vorschriften der 
gesetzlichen Rentenver- 
sicherung 


I — Viertes Renten- 
versicherungs- 
änderungsgesetz — 
(Gemeinsame 
Initiative der 
Fraktionen der 
SPD und FDP, von der 
Bundesregierung 
unterstützt) 


Wiederherstellung der dem Ge- 
setz zur weiteren Reform der ge- 
setzlichen Rentenversicherung ur- 
sprünglich zugrunde gelegten so- 
zialpolitischen und finanziellen 
Vorstellung. Danach ist es dem 63- 
bis 65jährigen Arbeitnehmer bei 
Inanspruchnahme der vorgezoge- 
nen Altersgrenze ermöglicht, zu- 
sätzliche Arbeitseinkünfte bis zu 
30 °/o der Beitragsbemessungs- 
grenze der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung oder bei bis zu 3monat- 
licher Beschäftigung im Jahr ohne 
Beschränkung Arbeitseinkünfte zu 
erzielen. 


BT/1 19. 12. 1972 
BT/3 20. 12. 1972 
BR/2 2. 2. 1973 
an VA 

Verk. 31. 3. 1973 
(BGBl. 1/73 S. 257) 


42 


Sechzehntes Gesetz über 
die Anpassung der Renten 
aus den gesetzlichen Ren- 
tenversicherungen sowie 
über die Anpassung der 
Geldleistungen aus der 
gesetzlichen Unfallver- 
sicherung 

— 16. Rentenanpassungs- 
gesetz — 


— Erhöhung der Renten aus der 
gesetzlichen Rentenversiche- 
rung um ll,35Vo ab 1. 7. 1973 

— Erhöhung der Renten aus der 
gesetzlichen Unfallversicherung 
um 9,4 ®/o ab 1. 1. 1974 


Kab. 9. 2. 1973 
BR/1 23. 3. 1973 
BT/1 6. 4. 1973 
BT/3 17. 5. 1973 
BR/2 25. 5. 1973 
Verk. 9. 6. 1973 
(BGBl. 1/73 S. 525) 


bisher absolut 
höchste Erhöhung 
der Renten 


43 


Siebzehntes Gesetz über 
die Anpassung der Ren- 
ten aus den gesetzlichen 
Rentenversicherungen 
sowie über die Anpas- 
sung der Geldleistungen 
aus der gesetzlichen 
Unfallversicherung und 
der Altersgelder in der 
Altershilfe für Landwirte 
— 17. Rentenanpassungs- 
gesetz — 


Erhöhung Kab. 7.11.1973 

— der Renten aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung ab 1.7. 1974 
um 1 1,2 Vo 

— der Geldleistungen aus der ge- 
setzlichen Unfallversicherung 
ab 1. 1. 1975 um 11,6 Vo und 
erstmals 


— der Altersgelder und der Al- 
tershilfe für Landwirte ab 1. 1. 
1975 um 11,2 ^/o 


vgl. hierzu auch 
lfd. Nr. 35 
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44 


Fünftes Gesetz über die 
Anpassung der Leistun- 
gen des Bundesversor- 
gungsgesetzes 
— 5. AnpG — KOV — 


I 

I ; j 

I a) Erhöhung der Kriegsopferren- Kab. 23. 5. 1973 j 
1 ten ab 1. 1. 1974 um rd. 1 1,4 Vo ' BR/1 6. 7. 1973 | 

b) Strukturelle Verbesserungen: 

— • Gleichstellung der Pflegezu- 
lageempfänger, die nicht 
Schwerbeschädigte sind, mit 
den Schwerbeschädigten hin- 
! sichtlich der Heil- und Kran- 

kenbehandlung 

— Erhöhung des Bestattungs- 
geldes auf 1000 bzw. 500 DM 

— Möglichkeit einer eigenen 
Alterssicherung für Perso- 
nen, die Pflegezulageemp- 
fänger unentgeltlich gepflegt 
haben 

— Nichtanrechnung von Unter- 
haltsansprüchen gegen Kin- 
der auf die Elternrente 

— Stufenweise Vorverlegung 
des Rentenanpassungster- 
mins auf 1. 10. 1974 und 
1. 7. 1975 


BT/1 5. 10. 1973 
BT/3 19. 10. 1973 
BR/2 9.11.1973 
an VA 


45 


Drittes Gesetz zur Ände- 
rung des Bundessozial- 
hilfegesetzes * 


Anpassung des Sozialhilferechts an 
die allgemeine wirtschaftliche und 
soziale Entwicklung namentlich 


Kab. 

BR/1 

BT/1 


31. 1.1973 
23. 2. 1973 
22. 3. 1973 


— Besserstellung des Hilfesuchen- 
den durch Verbesserung und 
Erweiterung der „Hilfen in be- 
sonderen Lebenslagen" 

— • Laufende Anpassung von Fest- 
beträgen an die Entwicklung 
der Regelsätze oder der Arbeit- 
nehmer-Einkommen 


46 


Gesetz zur Verbesserung 
der betrieblichen 
Altersversorgung 


— Weitgehende Beseitigung der 
Verfallbarkeit von Versor- 
gungsanwartschaften bei Aus- 
scheiden aus dem Betrieb 


Kab. 

BR/1 

BT/1 


19. 9. 1973 
9. 11. 1973 
6. 12. 1973 


— Angleichung der Altersgrenze 
an die der flexiblen Alters- 
grenze in der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung 

— Einschränkung der Anrechen- 
barkeit anderweitiger Versor- 
gungsbezüge (insbesondere der 
Renten aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung) auf Lei- 
stungen der betrieblichen Al- 
tersversorgung 

— • Ausgleich des Fortfalls der Ver- 
sorgungsanwartschaft beim 
Ausscheiden aus dem öffent- 
lichen Dienst durch Anwart- ' 
Schaft auf eine eigenständige ' 
Zusatzrente i 


Bemerkungen 
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47 


Drittes Gesetz zur 
Änderung des Arbeits- 
förderungsgesetzes 
(Konkursausfallgeld) 


48 


Novelle zum Lastenaus- 
gleichsgesetz 


Einführung einer von den Arbeit- 1 in Vorbereitung 
gebern zu finanzierenden Sozial- ! 
leistung, um dem Arbeitnehmer | 
einen ausreichenden Schutz vor ' 
dem Risiko des Lohnausfalls bei I 
Zahlungsunfähigkeit des Arbeit- 
gebers zu gewähren 


Abschließende Regelung der Ver- j 
zinsung der Hauptentschädigungs - 1 
ansprüche und des Entwurzelungs- 
zuschlages (Gleichstellung der 
Flüchtlinge mit den Vertriebenen) 


in Vorbereitung 


Schwerbehinderte/ 

Rehabilitation 


49 


Gesetz zur Weiter- 
entwicklung des Schwer- 
beschädigtem echts 
— - Schwerbehinderten- 
gesetz — * 


Einbeziehung aller Behinderten 
in den Schutz des Gesetzes, un- 
abhängig von der Art und Ur- 
sache der Behinderung, sofern 
ihre Erwerbsfähigkeit um we- 
nigstens 50 °/o gemindert ist 


Kab. 

BR/1 

BT/1 


21. 3.1973 
4. 5. 1973 
20. 9. 1973 


— Vereinfachung des Verwal- 
tungsverfahrens u. a. durch Ein- 
führung eines einheitlichen 
Pflichtsatzes von 6 Vo der Ar- 
beitsplätze 


— • Neuordnung des Systems der 
Beschäftigungspflicht der Ar- 
beitgeber und der Pflicht zur 
Zahlung einer Ausgleichsab- 
gabe im Falle der Nichterfül- 
lung der Beschäftigungspflicht 


— Stärkung der Stellung des 
Schwerbehinderten-Vertrauens- 
mannes 


50 


Gesetz über die Anglei- 
chung der Leistungen zur 
Rehabilitation * 


Auf der Grundlage des geglieder- 
ten System der Rehabilitation 
werden die Rehabilitationsleistun- 
gen im Bereich der Sozialversiche- 
rung und der Kriegsopferversor- 
gung/Kriegsopferfürsorge einander 
angeglichen und die Träger der 
gesetzlichen Krankenversicherung 
in den Kreis der Rehabilitations- 
träger einbezogen (damit werden 
auch mitversicherte Familienange- 
hörige erfaßt). Insbesondere wer- 
den angestrebt 


Kab. 

BR/1 

BT/1 


8. 8. 1973 
19. 10. 1973 
6. 12. 1973 
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— einheitliche Sachleistungen für 
die medizinischen und Berufs- * 

fördernden Maßnahmen | 

I — einheitliche Ausrichtung der er- 

j gänzenden Leistungen zur 

; I Rehabilitation 

I ; — einheitliche soziale Sicherung ‘ 

' ! der Behinderten während der i 

Maßnahmen der Rehabilitation 

I 

I j 

51 Gesetz über die Sozial- \ Verbesserung des Sozialversiche - 1 in Vorbereitung 
Versicherung Behinderter \ ungsschutzes von Schwerbehinder- j 

1 ten durch: I 

i 1 

I — Einbeziehung der in Werkstät- 
ten für Behinderte Beschäftig- , 

ten in die Kranken- und Renten- j 

versicherungspflicht , 

— Öffnung der KV für anerkannte 

I Schwerbehinderte und Kinder 

I von Versicherten nach Wegfall 

I der Familienhilfe 

j — Gewährung von Rente wegen 

I Erwerbsunfähigkeit auch für 

i Beiträge, die während einer Er- 

werbsunfähigkeit entrichtet 
I worden sind 


Altere Mitbürger 

i 

52 Gesetz über Altenheime, Besserer Schutz der Benutzer der BT/1 23. 2.1973 
Altenwohnheime und Heime durch weitreichende und 

Pflegeheime und durchgreifende Heimaufsicht, Er- 

Pflegeheime für Voll- I laubnispflicht für gewerbliche Trä- 

jährige j ger 

— Heimgesetz — ; 

{Bundesratsinitiative, von | 
der Bundesregierung ! 

unterstützt) 
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Gesundheitspolitik 


53 Gesetz zur Verbesserung 
der Leistungen in der 
gesetzlichen Kranken- 
versicherung 
— KV-Leistungsver- 
besserungsgesetz — 

(Gemeinsame Initiative 
der Fraktionen der SPD 
und FDP, von der Bundes- 
regierung unterstützt) 


54 I Verordnung zur Regelung 
der Krankenhauspflege- 
; Sätze 

— Bundespflegesatz- 
verordnung — 


55 Gesetz zur Neuordnung 
und Bereinigung des 
Rechts im Verkehr mit 
Lebensmitteln, Tabak- 
erzeugnissen, kosme- 
tischen Mitteln und 
sonstigen Bedarfs- 
gegenständen * 

— Gesamtreform des 
Lebensmittelrechts — 


56 Gesetz zur Änderung 

des Arzneimittelgesetzes 
— Tierarzneimittel- 
gesetz — 


Rechtsanspruch auf 

— zeitlich unbegrenzte Kranken- , BT/1 17. 5.1973 

hauspflege (Verbot der Aus- ! BT/3 5.10.1973 
Steuerung durch Krankenkas- j BR/2 9.11.1973 
sen) j 

— Gewährung von Haushaltshilfe 
in besonderen Fällen bei Kur 
oder Krankenhausaufenthalt 

— Freistellung von der Arbeit und , 

Zahlung von Krankengeld bei : 

Verdienstausfall wegen Betreu- 
ung des erkrankten Kindes bis 
zu 5 Arbeitstagen im Jahr I 

— Aufhebung der Krankenschein- 
prämie 


Durchführung des Krankenhaus- ' Verk. 3. 5. 1973 
finanzierungsgesetzes; die Pflege- ! IBGBI. 1/73 S. 333) 
Sätze müssen die laufenden Kosten j 
der Krankenhäuser decken, eine j 
wirtschaftliche Betriebsführung er- i 
möglichen und die medizinische I 
Leistungsfähigkeit sichern | 


— Bestmöglicher Schutz vor Ge- Kab. 31. 1. 1973 

sundheitsgefahren, optimaler BR/1 23. 2. 1973 

Verbraucherschutz und Stär- BT/1 22. 3. 1973 

kung der Stellung des Verbrau- 
chers auf dem Markt 

— Klarheit und Wahrheit in der 
Werbung und damit Schutz vor 
Täuschungen und Übervortei- 
lungen 

— • Gesundheitsschutz hat grund- 
sätzlich Vorrang vor ökonomi- 
schen Überlegungen 


Arzneimittel, welche zur Anwen- Kab. 31. 1.1973 
düng an Tieren bestimmt sind, die BR/1 23. 2. 1973 
der Lebensmittelgewinnung die- BT/1 22. 3.1973 
nen, dürfen nur noch in Verkehr 
gebracht werden, wenn sie beim 
Bundesgesundheitsamt registriert 
sind 
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57 


Gesetz zur Änderung des 
Arzneimi ttelgesetzes 
— • Gesamtreform Arznei- 
mittelgesetz — 


Umfassende Neuordnung des 
Arzneimittelrechts zur Verwirk- 
lichung einer optimalen Arznei- 
mittelsicherheit, insbesondere 
durch Umstellung des Re- 
gistriersystems auf ein Zulas- 
sungssystem 


in Vorbereitung 


Ausbau eines Systems zur Er- 
fassung und Auswertung von 
Nebenwirkungen 


— Verschärfung der Verschrei- 
bungspflicht sowie Versach- 
lichung der Arzneimittelwer- 
bung 


58 


Gesetz zu dem inter- 
nationalen Einheitsüber- 
einkommen vom 
30. 3. 1961 über Sucht- 
stoffe ♦ 


Die Erzeugung und Herstellung 
suditerzeugender Stoffe soll ein- 
geschränkt und eine wirksame 
Überwachung der Erzeugung, der 
Herstellung und des Vertriebs 
einschließlich der Ein- und Ausfuhr 
auf internationaler Ebene herbeige- 
führt werden 


Kab. 12. 1.1973 
BR/1 2. 2. 1973 
BT/1 16. 2. 1973 
BT/2 7. 6. 1973 
BR/2 6. 7. 1973 
Verk. 4. 9. 1973 
(BGBL 11/73 
S. 1353) 


Das Aktionspro- 
gramm zur 
Bekämpfung des 
Drogen- und 
Rauschmittel- 
mißbrauchs 
von 1970 wird 
fortgeführt. Im 
Vordergrund 
stehen die Ent- 
wicklungen 
neuer Beratungs- 
und Behand- 
lungsmethoden. 
Im übrigen wur- 
den die Verord- 
nungen über den 
Bezug und die 
Verschreibung 
von Betäubungs- 
mitteln und über 
gleichgestellte 
Stoffe erlassen. 


Ausländische 

Arbeitnehmer 


59 


Konzeption zur Beschäf- 
tigung ausländischer 
Arbeitnehmer 


Sozialverantwortliche Konsolidie- 
rung der Beschäftigung ausländi- 
scher Arbeitnehmer mit dem Ziel, 
mittelfristig die Zahl der ausländi- 
schen Arbeitnehmer mit der Auf- 
nahmefähigkeit der sozialen Infra- 
struktur in Einklang zu bringen 


Kab. 


6. 6. 1973 


Vorgesehene Maßnahmen sind 
u. a.: 

— Erhöhung der Vermittlungsge- 
bühr (seit dem 1. 9. 1973 von 
300 DM auf 1 000 DM) 

— Beschränkung des Zustroms in 
Verdichtungsgebiete 
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! — Überprüfung angemessener Un- 
terkünfte als Vorausestzung für 
die Vermittlung von ausländi- 
schen Arbeitnehmern 


60 I Zeitweiser Stopp der Wegen der sich aus der Energie- Kab. 

Anwerbung ausländischer Verknappung möglicherweise er- 22./23. 11. 1973 

1 Arbeitnehmer gebenden Beschäftigungsrisiken 

I Eindämmung der Ausländerbe- 

j schäftigung 


Verbesserung der | 

I Arbeitsbeziehungen und I | 

j -bedingungen 

I ! 

61 Gesetz über Betriebsärzte, ' Verbesserung des Arbeitsschutzes ^ Kab. 31. 1. 1973 

Sicherheitsingenieure und I durch die Verpflichtung der Arbeit- BR/1 23. 2. 1973 

andere Fachkräfte für I geber, Betriebsärzte und Fach- BT/1 18. 5. 1973 j 

Arbeitssicherheit* i kräfte für Arbeitssicherheit zu be- BT/3 19. 10. 1973 1 

I stellen, um : BR/2 9. 1 1 . 1 973 i 

I i i ^ * I 

— eine sachverständige Anwen - 1 | 

j düng der Arbeitsschutz- und i | 

Unfallverhütungsvorschriften j 

; i I 

i j — eine sachverständige Anwen- . 

; düng neuer arbeitsmedizini- : 

; scher und sicherheitstechni- I 

I scher Erkenntnisse sowie ! 

; — einen optimalen Einsatz der | j 

i vorhandenen Mittel im Inter- 

esse des Arbeitsschutzes und 
I der Unfallverhütung 

I zu erzielen. 


62 Gesetz über Mindest- Verpflichtung der Arbeitgeber, da- i Kab. 31. 1.1973 

anforderungen an Arbeit- für Sorge zu tragen, daß Gemein- 1 BR/1 23. 2.1973 

I nehmerunterkünfte * schaftsunterkünfte ihrer Arbeitneh- j BT/1 16. 3. 1973 

mer ausreichend beschaffen und i BT/3 18. 5.1973 

nicht überbelegt sind | BR/2 15. 6. 1973 

' Verk. 28. 7. 1973 

I (BGBl. 1/73 S. 905) 
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63 


Gesetz zur Änderung des 
Heimarbeitsänderungs- 
gesetzes und anderer 
arbeitsrechtlicher 
Vorschriften 

— • Heimarbeitsänderungs- 
gesetz — 


— Ausbau des Schutzes der in 
Heimarbeit Beschäftigten 

— Abschlußmöglichkeiten von Ta- 
rifverträgen für arbeitnehmer- 
ähnliche Personen 

— - Verbesserung der gesetzlichen 
Mindestregelung im Urlaubs- 
recht 


Kab. 

23. 

5. 1973 

BR/1 

6. 

7. 1973 

BT/1 

20. 

9. 1973 

i 


64 


Gesetz zum Schutz der 
arbeitenden Jugend 
— • Jugendarbeitsschutz- 
j gesetz — 


i 


— Vereinheitlichung des Jugend- 
arbeitsschutzrechts 


in Vorbereitung 


— Schaffung eines ausbildungsge- 
rechten Jugendarbeitsschutzes 

— Intensivierung des Gefahren- 
und Gesundheitsschutzes für Ju- 
gendliche 


I Mitbestimmung 


65 Mitbestimmungsgesetz 


Mitbestimmung der Arbeitnehmer 
in den Aufsichtsräten von Großun- 
ternehmen auf der Basis der 
Gleichberechtigung und Gleichge- 
wichtigkeit von Arbeitnehmern 
und Anteilseignern 


in Vorbereitung 


66 I Bundespersonalvertre- 
tungsgesetz * 
(Gemeinsame Initiative 
: der Fraktionen der SPD 
i und FDP, von der Bun- 
desregierung unterstützt) 


Erweiterung der Befugnisse der BT/1 16. 2. 1973 
Personalvertretung in personel- BT/3 12. 12. 1973 
len und sozialen Angelegenhei- 
ten der Verwaltungsangehöri- 
gen unter Beachtung der ver- 
fassungsrechtlichen Schranken 

Herabsetzung der Altersgrenze 
für die Wählbarkeit 

Stärkung der Stellung der Ju- 
gendvertretung und des Ver- ^ 
trauensmannes der Schwerbe- 
schädigten 


67 Gesetz zum Schutz in 
Ausbildung befindlicher 
' Mitglieder von Betriebs- 
verfassungsorganen 
i (Gemeinsame Initiative 
der Fraktionen der SPD 
und FDP, von der 
Bundesregierung unter- 
stützt) 


i Grundsätzliche Verpflichtung des BT/1 8. 11. 1973 | 
Arbeitgebers, in einem Ausbil- ■ BT/3 6. 12. 1973 1 
dungsverhältnis stehende Mitglie- 1 ! 

der von Betriebsverfassungsorga- 
nen bei Beendigung des Ausbil- | 

dungsverhältnisses auf ihr Ver- j 

langen in ein Arbeitsverhältnis zu i | 

: übernehmen i 
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Vermögensbildung 


68 


Konzeption für ein Ver- 
mögensbeteiligungsgesetz 


überbetriebliche Beteiligung brei- 
terer Bevölkerungsschichten am Zu- 
wachs des Produktivvermögens 


in Vorbereitung 

i 


Ziviidienst 


69 


Drittes Gesetz zur Ände- 
rung des Gesetzes über 
den zivilen Ersatzdienst * 
— Zivildienstgesetz — 

(Gemeinsame Initiative 
der Fraktionen der SPD 
und FDP, von der Bun- 
desregierung unterstützt) 


Die Zivildienst Leistenden wer- 
den rechtlich und materiell den 
Wehrdienst Leistenden gleichge- 
stellt, der Aufgabenbereich des 
Zivildienstes wird erweitert und 
die gesetzlichen Grundlagen für die 
verwaltungsmäßige Durchführung 
des Dienstes werden verbessert 


BT/1 23. 2.1973' 
BT/3 18. 5.1973^ 
BR/2 15. 6.1973 
Verk. 28. 6. 1973 
(BGBl. 1/73 S. 669) 


Jugend 


70 


Gesetz zur Neuregelung 
des Volljährigkeits- 
alters * 


Herabsetzung des Volljährigkeits- 

Kab, 

12 . 

1. 

1973 

alters und des Ehemündigkeits- 

BR/1 

2. 

2. 

1973 

alters des Mannes auf 18 Jahre 

BT/1 

22. 

2. 

1973 


BT/3 





12, 

,/14. 

12. 

1973, 


71 


Reform des Jugendhilfs- 
rechts 


Grundlegende Neuordnung der Ju- 
gendhilfe durch Präzisierung der 
Rechte junger Menschen und der 
Eltern sowie der Pflichten der Trä- 
ger der Jugendhilfe 


in Vorbereitung s. auch lfd. Nr. 64 

i 


Familie 


72 


Viertes Gesetz zur 
Änderung des Bundes- 
kindergeldgesetzes 


Erhöhung der Einkommensgrenze 

Kab. 

22. 

3. 

1973 

für die Gewährung von Zweit- 

: BR/i 

4. 

5. 

1973 

kindergeld auf 16 800 DM 

BT/1 

18. 

5. 

1973 


1 BT/3 

7. 

6. 

1973; 


BR/2 

6. 

7. 

1973 1 

j 

an VA 


j 


Verk. 

13. 1 

11. 

1973 1 


(BGBl. 

1/73 


1 


i S. 1593) ' 

i I 
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73 Fünftes Gesetz zur 

Änderung des Bundes- 
kindergeldgesetzes 


Erhöhung der Einkommensgrenze Kab. 6. 9. 1973 
für die Gewährung von Zweitkin- BR/1 19. 10. 1973 
dergeld auf 18 360 DM ab 1. 1. 1974 BT/1 26. 10. 1973 

BT/3 29.11.1973 1 


74 Gesetz zur Änderung von 
Vorschriften des 
Adoptionsrechts * 


Herabsetzung des Mindestalters Kab. 
des Annehmenden auf 25 Jahre BR/1 


Die Ersetzung der elterlichen 
Einwilligung in die Adoption 
wird erleichtert. 


BT/1 18, 
BT/3 14. 
BR/2 6. 
Verk. 18. 
(BGBl. 1/73 
S. 1013) 


12. 1. 1973 
23. 2. 1973 
18, 5. 1973 
14. 6. 1973 
6. 7. 1973 
18. 8. 1973 


Gesetz zur Neufassung 
der Bestimmungen über 
die Annahme an Kindes 
Statt 

— Gesamtreform des 
Adoptionsrechts — 


Die Adoption soll, ihrer heutigen in Vorbereitung 
sozialen Funktion entsprechend, so 
ausgestaltet werden, daß ein Kind, 
das nicht in einer Familie auf- 
wächst, voll in eine neue Familie 
integriert wird. 

Dies soll durch die Einführung 
einer Voliadoption erzielt werden, 
die durch das Vormundschaftsge- 
richt ausgesprochen wird, wenn sie 
dem Wohl des Kindes entspricht. 


76 Gesetz zur Neuregelung 
des Rechts der elterlichen 
Sorge 


Stärkung der Rechtsstellung des 
Kindes durch Neuordnung des ge- 
samten Kindschaftsrechts sowie Er- 
weiterung der Möglichkeit des Vor- 
mundschaftsgerichtes einzugreifen, 
wenn das Wohl des Kindes dies er- 
fordert 


7. 11. 1973 
20. 12. 1973 


Fünftes Gesetz zur 
Reform des Strafrechts 
(§ 218) (Initiativen aus 
der Mitte des Bundes- 
tages) 


Reform des § 218 StGB (Schwanger- BT/1 
Schaftsabbruch) 


17. 5.1973 


Gesetz über ergänzende 
Maßnahmen zum Straf- 
rechtsreformgesetz 
— Strafrechtsreform- 
ergänzungsgesetz — 
(Gemeinsame Initiative 
der Fraktionen der SPD 
und FDP, von der Bundes- 
regierung unterstützt) 


Unterstützung der Reform des § 218 BT/1 17. 5. 1973 
StGB durch flankierende sozialpoli- 
tische Maßnahmen wie 

— Übernahme der ärztlichen Hilfe 
bei Schwangerschaftsabbruch 
als Leistungen der Krankenver- 
sicherung und der Sozialhilfe 

— Anspruch auf ärztliche Beratung 

über Fragen der Empfängnis- | | 

regelung | j 
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79 I Erstes Gesetz zur Reform 
! des Ehe- und Familien- 
I rechts * 

' — 1. Eherechtsreform- 
! gesetz — 

i 


' Reform des Ehewirkungs-, des Kab. 28. 
Scheidungs- und Scheidungsfolgen- BR/1 25. 
rechts sowie des Eheverfahrens- BT/1 8. 
rechts : i 

— Verwirklichung des Gleichbe- 
rechtigungsgrundsatzes auf der ; 
Grundlage eines Partnerschaft- ' 
liehen Verhältnisses der Ehe- ; 
gatten 

- Ersetzen des Schuldprinzips im 
Scheidungsrecht durch das Zer- ; 

rüttungsprinzip * 

! 

- Im Unterhaltsrecht wird das bis- 

herige Schuldprinzip zugunsten 
des wirtschaftlich schwächeren 
Partners aufgegeben ^ 

- Einführung eines Versorgungs- 
ausgleichs 

- Vereinheitlichung der Zustän- i 
digkeiten im Eheverfahrens- 
recht vor einem Familiengericht 


3. 1973 
5. 1973 
6. 1973 
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80 


Gesetz zum Schutz vor 
schädlichen Umwelt- 
einwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, 
Geräusche, Erschütterun- 
gen und ähnliche 
Vorgänge * 

— Bundesimmissions- 
schutzgesetz — 


— Bundeseinheitliche umfassende 
Neuregelung der Vorschriften 
gegen Luftverunreinigungen, 
Lärm und ähnliche Einwirkun- 
gen 


Kab. 

BR/1 

BT/1 


12. 1. 1973 
2. 2. 1973 
22. 2. 1973 


— Ausdehnung des Immissions- 
schutzes auf das Produktions- 
stadium und die Planung 


— Schaffung der bisher fehlenden 
Grundlage, um künftiges EG- 
Recht in nationales Recht über- 
tragen zu können 


81 


Viertes Gesetz zur 
Änderung des Wasser- 
haushaltsgesetzes 
— Wasserhaushalts- 
gesetz — 

einschließlich . . . Gesetz 
zur Änderung des Grund- 
gesetzes (Artikel 74 
Nr. 24 — Wasserhaus- 
halt) * 


Durch die GG-Änderung soll die 
bisherige Rahmenkompetenz des 
Bundes auf dem Gebiet des Was- 
serhaushaltsrechts durch konkur- 
rierende Gesetzgebungskompetenz 
ersetzt werden. In der Novelle sind 
insbesondere folgende bundesein- 
heitliche Regelungen vorgesehen: 


Kab. 

BR/1 

BT/1 


— Lagern und Äbfüllen wasserge- 
fährdender Stoffe 


28. 2. 1973 
13. 4. 1973 
18. 10. 1973 


Bundes rat und 

Opposition 

lehnen 

GG-Änderung ab 


— Festlegung der Merkmale für 
den Gütestandard der Gewäs- 
ser 


— Bestimmung der Grenzwerte, 
die beim Einleiten von Abwas- 
ser einzuhalteti sind 

— Erweiterung und Ergänzung der 
Straf- und Bußgeldbestimmun- 
gen 


82 


Gesetz über Umweit- 
statistiken * 


Regelmäßige Erhebung ökologi- 
scher, wirtschaftlicher und finan- 
zieller Daten einzelner Umweltbe- 
lastungen und ihrer Folgen 


Kab. 

BR/1 

BT/1 


27. 4. 1973 
15. 6. 1973 
20. 9. 1973 


83 


Gesetz über Naturschutz 
und Landschaftspfiege 
einschließlich . . . Gesetz 
zur Änderung des Grund- 
gesetzes (Artikel 74 
Nr. 25 — Naturschutz 
und Landschaftspflege) * 


Durch GG-Änderung soll hier 
gleichfalls die Rahmenkompetenz 
durch eine konkurrierende Gesetz- 
gebungskompetenz ersetzt werden, 
um bundeseinheitlich insbesondere 
Bestimmungen über Landschafts- 
planung und allgemeine Schutz-, 
Pflege- und Entwicklungsmaßnah- 
men, um eine aktive Gestaltung 
der natürlichen Umwelt durch Be- 
hörden für Naturschutz und Land- 
schaftspflege zu ermöglichen und 


Kab. 

BR/1 

BT/1 


28. 2. 1973 
13. 4. 1973 
18. 10. 1973 


Bundesrat und 

Opposition 

lehnen 

GG-Änderung ab 
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84 


85 


86 


87 


88 


Vorhaben 


Gesetz zur Erhaltung des 
Waldes und zur För- 
derung der Forstwirt- 
schaft * 

— Bundeswaldgesetz — 


Errichtung der Bundes- 
stelle für Umwelt- 
angelegenheiten 

als Vorläufer des 
Umweltbundesamtes 


Gesetz über die Prüfung 
der Umweltverträglichkeit 
öffentlicher Maßnahmen 


Gesetz zur Änderung des 
Grundgesetzes 
(Artikel 6 a) 


Gesetz zur Erhebung von 
Abwasserabgaben 
— ■ Abwasserabgaben- 
gesetz — 


Zielsetzung / Inhalt 


Natur und Landschaft vor vermeid- 
baren Schäden durch Eingriffe zu 
bewahren. Ferner regelt das Ge- 
setz bundeseinheitlich das Betreten 
von Wald und Flur. 


Erhaltung und Sicherung des Wal- 
des in seiner Bedeutung 

— für den Naturhaushalt 
— - für die Erholung und 
— ■ für die Bewirtschaftung 

insbesondere durch erstmalige ge- 
setzlich verankerte forstliche Rah- 
menplanung, Sicherung der Funk- 
tion des Waldes bei raumbedeut- 
samen Planungen und Maßnahmen, 
sowie durch Vorschriften über die 
Bewirtschaftung des Waldes 


Das Umweltbundesamt soll als 
zentrale Einrichtung des Bundes 
zur Unterstützung von Bundesbe- 
hörden bei der Wahrnehmung von 
Aufgaben auf dem Gebiet des Um- 
weltschutzes tätig werden. 


Sicherstellung der Prüfung der Um- 
weltverträglichkeit öffentlicher 
Maßnahmen als Instrument der 
Umweltvorsorge durch Verpflich- 
tung der Bundes-, Landes- und 
Kommunalbehörden 

— Umweltvorsorge-Grundsätze zu 
berücksichtigen, Umweltauswir- 
kungen zu prüfen und in die 
Abwägung berührter Belange 
einzubeziehen 

— einen methodischen Prüfungs- 
ablauf durchzuführen sowie be- 
rührte Stellen mit Aufgaben des 
Umweltschutzes zu beteiligen. 


Verpflichtung aller staatlichen Ge- 
walt zum Schutz der natürlichen 
Lebensgrundlagen 


Abwassereinleiter, die ihre Abwäs- 
ser nicht oder nicht ausreichend rei- 
nigen, sollen mit einer Abgabe be- 
lastet werden 


Termme/Stand j Bemerkungen 


Kab. 

BR/1 

BT/1 


28. 2. 1973 
13. 4. 1973 
18. 10. 1973 


errichtet 
durch Erlaß 
vom 30. 7. 1973 


in Vorbereitung 


in Vorbereitung 


in Vorbereitung 


Der Gesetzent- 
wurf steht in 
Zusammenhang 
mit dem Natur- 
schutz und Land- 
schaftspflege- 
gesetz ; Bundesrat 
und Opposition 
stimmen dem 
Gesetzentwurf 
im Grundsatz zu 
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89 

Novelliemng des 
Atomgesetzes 

— Anpassung des Haftungs- und 
Deckungsrechts an neue Risiko- 
lagen 

in Vorbereitung 



I 

i 

— Einführung des Verursacher- 
prinzips 




i 

— - Erweiterung der Genehmi- 

gungspflicht für kerntechnische 




Anlagen 

— Verbesserung des Genehmi- 
gungsverfahrens 
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90 


91 


92 


93 


Vorhaben 

j Zielsetzung / Inhalt 

Bisherige 

1 Termine/Sachstand 

Wohnungsbauänderungs- 
gesetz 1973 mit Änderung 
des Wohnungsbindungs- 
gesetzes und des Zweiten 
Wohnungsbaugesetzes 

- — Erhöhung der Einkommens- 
grenze nach dem 2. WoBauG 
unter Berücksichtigung des Ge- 
samteinkommens der Mitglie- 
der des Familienhaushalts 

BR/l 23. 3. 1973 
BT/1 13. 9. 1973 
BT/3 8.11.1973 
BR/2 30.11.1973 
an VA 

(Initiative des BR; 
Änderungsanträge 
insbesondere der Frak- 
tionen der SPD und FDP, 
von der Bundesregierung 
unterstützt) 

— Einbeziehung der Jahrgänge 
1964 und 1965 aus dem Sozial- 
wohnungsbestand zur bevor- 
zugten Zuweisung an Familien, 
deren Einkommen mindestens 
20 ®/o unter der Einkommens- 
grenze liegt 



— Ausdehnung des Benennungs- 
rechts für die Zuweisung von 
Sozialwohnungen (Dreiervor- 

schlag) auf alle Gemeinden auf 
der Grundlage von Rechtsver- 
ordnungen der Länder 

1 

Drittes Gesetz zur 
Änderung des Zweiten 

W ohngeldgesetzes 

Anpassung der Leistungen an die 
allgemeine Entwicklung durch An- 
hebung der Miethöchstbeträge und 
der Freibeträge bei der Einkom- 
mensberechnung 

Kab. 6. 9. 1973 
BR/l 19. 10. 1973 
BT/1 25. 10. 1973 
BT/3 8.11.1973 
BR/2 30.11.1973 

Zweites Gesetz über den 
Kündigungsschutz für 
Mieterverhältnisse über 
Wohnraum 

Überarbeitung des Gesetzes mit 
dem Ziel, den Kündigungsschutz 
der Mieter sowie die Regelungen 
Über eine Erhöhung der Miete, die 
bisher bis zum 31. 12. 1974 befri- 
stet sind, als DauerrecM zu ge- 
stalten 

in Vorbereitung 

Gesetz über Wohnungs- 
eigentum und Wohn- 
besitz * 

— Wohnbesitzgesetz — 

Förderung der privaten Eigentums- 
und Vermögensbildung im Rahmen 
des sozialen Wohnungsbaus durch 

— bevorzugte Förderung des Er- 
werbs von Wohnungseigentum; 
insbesondere auch als Kauf- 
eigentumsmaßnahmen durch 

Kapitalbeschaffung, um auch fi- 
nanziell weniger leistungsfähi- 
gen Bürgern die Eigentumsbil- 
dung zu ermöglichen 

Kab. 31. 1.1973 
BR/l 23. 3. 1973 
BT/1 24. 5. 1973 


— Einführung einer neuen Rechts- 
form an Haus- und Grundbesitz, 
die sogenannte „Wohnbesitz- 
wohnung''. Gegenstand: Unbe- 
fristetes und unkündbares 

Dauerwohnrecht; zugleich Ver- 
mögensbildung durch wirt- 
schaftliche Beteiligung an der 
Wohnung 



Bemerkungen 
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94 


Maßnahmen zur 
Realisierung des sozialen 
W ohnungsbauprogramms 


Förderung von etwa 50 000 Woh- 
nungen aus dem langfristigen Woh- 
nungsbauprogramm durch zusätz- 
liche Zinsverbilligung des Bundes 


Kab. 


22. 11. 1973 


95 


Gesetz über Sanierungs- 
und Entwicklungs- 
gemeinschaften * 


Durchführung städtebaulicher Sa- 
nierungs- und Entwicklungsmaß- 
nahmen im Rahmen des Städtebau- 
förderungsgesetzes unter Mitwir- 
kung der Grundeigentümer, Mie- 
ter, Pächter und sonstigen Nut- 
zungsberechtigten 


Kab. 

BR/1 

BT/1 


31. 1.1973 
23. 3. 1973 
13, 9. 1973 


96 


97 


Errichtung eines Bundes- 
instituts für Bauforschung 


Das Institut soll der Planung, Ko- 
ordinierung und Betreuung der 
Bauforschung sowie Entwicklung, 
Auswertung, allgemeiner Kenntnis- 
verbreitung und Innovationsförde- 
rung auf dem Bausektor unter Be- 
rücksichtigung der städtebaulichen 
Forschung, der Umwelterforder- 
nisse und der entsprechenden Hu- 
manwissenschaften dienen. 


Kab. 


25. 9. 1973 


Gesetz zur Erhaltung und 
Modernisierung von 
Wohnungen 


— Reditsgrundlagen für eine um- 
fassende Modernisierungsför- 
derung auf der Grundlage eines 
Bundesp r ogr amms 


in Vorbereitung 


— Rechtliche Voraussetzungen für 
die Instandsetzungs- und Mo- 
demisierungsgebote im Rah- 
men der Wohnungsaufsicht der 
Gemeinden 


— Verhinderung der Überbele- 
gung von Wohnungen 

— Grundsätzliches Verbot der 
Zweckentfremdung von Woh- 
nungen in Gebieten mit gefähr- 
deter Wohnraumversorgung 


98 


Novelle zum Bundes- 
baugesetz 


— Verzahnung der Bauleitplanung 
mit der allgemeinen Entwick- 
lungsplanung 


in Vorbereitung 


— verstärkte Beteiligung der Bür- 
ger bei der Bauleitplanung 


— - Einführung einer Entwicklungs- 
genehmigung für weitere Wohn- 
stätten- und Arbeitsplatzver- 
dichtung in überlasteten Teilge- 
bieten 


— - differenzierte Festlegung der 
Nutzungsarten 

— Einführung eines Bau-, Ab- 
bruch- und Modernisierungsge- | 
botes 


Bemerkungen 
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99 


Bundesraumordnungs- 

programm 


noch 


Zielsetzung / Inhalt 


Wohnungswesen, Städtebau, Raumordnung 


Bisherige 

i Termine/Sachstand 


Bemerkungen 


— Vereinfachung und Fortent- 
wicklung des Enteignungs- und 
Entschädigungsrechts sowie des 
Vorkaufsrechts der Gemein- 
den; Einführung eines preislimi- 
tierenden Vorkaufsrechts 

— - Einführung eines mit der Pla- 
nungsentschädigung korrespon- 
dierenden Ausgleichsbetrages 

— Angleichung der Vorschriften 
über das Bauen im Außenbe- 
reich an den Strukturwandel der 
Landwirtschaft 


Konzept für die räumliche Entwick- 
lung des Bundesgebietes bis 1985 


Billigung des 
Entwurfs am 
10. 10. 1973 durch 
den Kabinett- 
ausschuß für 
Raumordnung 
und Städtebau, 
z. Z. Abstimmung 
mit den Ländern 
im Rahmen 
der Minister- 
konferenz für 
Raumordnung 
(MRKO) 
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100 I Gesetz zur Änderung des 
Straßenverkehrsgesetzes 


Eindämmung der alkoholbedingten 
Straßenverkehrsunfälle durch Ver- 
bot des Führens eines Kraftfahr- 
zeuges bei einem Blutalkoholgehalt 
von mindestens 0,8 %o 


Kab. 12. 1.1973 
BR/1 2. 2. 1973 
BT/1 16. 3. 1973 
BT/3 14. 6. 1973 
BR/2 6. 7. 1973 
Verk. 25. 7. 1973 
(BGBl. 1/73 S. 870) 


101 


Gesetz zur Änderung des 
Straßenverkehrsgesetzes 


u. a.: 

— Sonderparkplätze für Schwer- 
beschädigte 


Kab. 

BR/1 


8, 8. 1973 
19. 10. 1973 


— Verbot des nächtlichen Dauer- 
parkens schwerer LKW's in 
Woihngebieten 


— Neuregelung der Parkgebühren 


— Verstärkung der Bedeutung des. 
Fahrverbots als wirksames Mit- 
tel zur Hebung der Verkehrs- 
sicherheit 


102 


Straßenverkehrssicher- 

heitsprogramm 


Gesamtkonzeption der Maßnahmen 
zur Verbesserung der Straßenver- 
kehrssicherheit im Bereich Mensch, 
Kraftfahrzeug und Straße 


Kab. 


22. 11. 1973 


103 


Zweites Gesetz zur 
Änderung des Bundes- 
fernstraßengesetzes 


— Umfassende Regelung der Rech- 
te der Straßenanlieger 

— Änhebung der Grenze der Ein- 
wohnerzahl (von 50 000 auf 
80 000), von der ab die Ge- 
meinde selbst Baulastträger für 
Ortsdurchfahrten im Zuge von 
Bundesstraßen ist 


Kab. 

BR/1 

BT/1 


20. 3. 1973 
4. 5. 1973 
6. 12. 1973 


— Schaffung rechtlicher Bestim- 
mungen für Kreuzungen von 
Bundesfernstraßen mit Gewäs- 
sern 
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104 


Bericht über den Bundes- 
verkehrswegeplan — 

1. Stufe 


Erstmalige, sämtliche Verkehrs- 
träger umfassende Infrastruktur- 
planung des gesamten Staatsgebie- 
tes unter dem Gesichtspunkt 


Kab. 


19. 9. 1973 


— die erforderlichen Investitionen 
aus der langfristigen gesamt- 
wirtschaftlichen Entwicklung ab- 
zuleiten, 

— die geplanten Investitionen in 
eine Dringlichkeitsrangfolge 
nach ihrem gesamtwirtschaft- 
lichen Nutzen zu stellen, 

— die begrenzten Mittel so wirk- 
sam wie möglich einzusetzen 


105 


a) Drittes Gesetz zur 
Änderung des Per- 
sonenbeförderungs- 
gesetzes 


106 


b) Zweites Gesetz zur 
Änderung des Allge- 
meinen Eisenbahn- 
gesetzes 


Verbesserung des öffentlichen Per- Kab. 12. 12. 1973 
sonennahverkehrs durch Ausgleich 
der durch das öffentliche Interesse 
bedingten Belastungen (Sozial- 
tarife) 

a) bei Unternehmen des öffent- Kab. 12. 12. 1973 
liehen Straßenpersonenverkehrs 

b) bei nichtbundeseigenen Eisen- 
bahnen 


107 


Verkehrspolitisches Kon- 
zept für die Deutsche 
Bundesbahn 
(umfaßt: 

— Verbesserung des 

Wirtschaftsergebnisses 


Teilvorhaben des Gesamtkonzepts; 
Erster Schritt zur Verbesserung des 
Wirtschaftsergebnisses der DB 
durch Übernahme der Zinsen für 
rund 13 Mrd. DM Ältschulden der 
DB auf den Bund 


Verk. 6. 7. 1973 
im Rahmen des 
Haus^halts- 
gesetzes 1973 


— Erweiterung und 
Modernisierung des 
Streckennetzes 


— Neuordnung der 
Unternehmens- 
organisation) 


107 a 


Konzept zur Verbesse- 
rung der Leistungsfähig- 
keit der Flugsicherung 


Verbesserung der Äusbildungs- 
kapazität sowie der personellen 
und der technischen Ausstattung 


Kab. 


22. 8. 1973 


108 


Gesetz über den Bau und 
den Betrieb von Ver- 
suchsanlagen zur 
Erprobung von Techniken 
für den spurgeführten 
Verkehr 


Rechtliche Voraussetzung für die Kab. 
Errichtung und den Betrieb einer BR/1 
Versuchsanlage zur Erprobung von 
Verkehrstechniken für den spurge- 
führten Verkehr im Hinblick auf 
eine verkehrspolitische und techni- 
sche Realisierung von Hochlei- 
stungsschnellverkehrssystemen 


27. 9.1973 
9. 11. 1973 
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Bildungs- und 
Wissenschaftspolitik 




109 

Bildungsgesamtplan 

Gemeinsamer langfristiger Rah- 
menplan für eine abgestimmte Ent- 
wicklung des gesamten Bildungs- 
wesens (vom Kindergarten über die 
Schule und Hochschule bis zur Wei- 
terbildung bis 1985) und gemein- 
sames Bildungsbudget 

am 15. 6. 1973 
Verabschiedung 
durch Bund- 
Länder- 
kommission 

am 20. 9. 1973 
und 30. 11. 1973 
von den Regie- 
rungschefs von 
Bund und Län- 
dern gebilligt 


110 

H 0 c hs c hui r ahm en g e s e tz 

— Neuordnung der Hochschul- 
struktur (Errichtung von Ge- 
samthochschulen) 

Kab. 29. 8. 1973 
BR/1 19. 10. 1973 
BT/1 13. 12. 1973 




— Durchführung der Studienre- 
form 





— Einführung einer funktionsge- 
rechten Mitbestimmung 





— Neuordnung der Personalstruk- 
tur 





— Regelung des Hochschulzugangs 
bei Zulassungsbeschränkungen 



111 

Dritter Rahmenplan nach 
dem Hochsdiulbauförde- 
rungsgesetz für 1974 
bis 1977 

— Intensivierung des Hochschul- 
ausbaues: Schaffung von 

230 000 neuen Studienplätzen 

1 

23. 7. 1973 

i 

Verabschiedung 
durch den Pla- 
nungsausschuß 
nach dem Hoch- 
schulbauförde- 
rungsgesetz 

112 

Vierter Rahmenplan nach 
dem Hochschulbauförde- 
rungsgesetz für 1975 
bis 1978 

Fortführung des Ausbaus der Hoch- 
schulen unter Berücksichtigung der 
Zielzahlen des Bildungsgesamt- 
plans und einer ausgewogenen Po- 
litik zwischen individueller Nach- 
frage und gesellschaftlichem Be- 
darf 

in Vorbereitung 


113 

Grundsätze zur Neuord- 
nung der Berufsbildung 
(Markierungspunkte) 

Festlegung der Leitlinien für die 
Reform der beruflichen Bildung 

Kab. 15.11.1973 
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114 


Neufassung des Berufs- 
bildungsgesetzes auf der 
Grundlage der Markie- 
rungspunkte gern. 
Kabinettbeschluß vom 
15. 11. 1973 


Herstellung der Gleichwertigkeit 
und Verflechtung von beruflicher 
und allgemeiner schulischer Bil- 
dung; staatliche Verantwortung für 
die Durchführung der beruflichen 
Bildung, insbesondere in den Be- 
trieben; Neuregelung der Finanzie- 
rung 


in Vorbereitung 


115 


Richtlinien zur Förderung 
von überbetrieblichen 
Ausbildungsstätten 


Verstärkte finanzielle Förderung 
des Ausbaus von überbetrieblichen 
Ausbildungsstätten 


Kab. 19. 9. 1973 


116 


Gesetz zur Änderung des 
Bundesausbildungsförde- 
rungsgesetzes und des 
Arbeitsförderungs- 
gesetzes 


Einbeziehung von Berufsfachschü- 
lern der Klasse 11 ohne Realschul- 
abschluß ab 1. Januar 1974 und von 
Ausländern ab 1. August 1974 in 
die Förderung 


Kab. 21. 3.1973 
BR/1 4. 5. 1973 
BT/1 18. 5. 1973 
BT/3 14. 6. 1973 
BR/2 6. 7. 1973 
an VA — 

Verk. 16.11.1973 
(BGBL 1/73 
S. 1637) 


117 


Novellierung des Bundes- 
ausbildungsförderungs- 
gesetzes 


Anpassung der Bedarfssätze und 
Freibeträge sowie bildungspolitisch 
erforderliche strukturelle Ände- 
rungen des Bundesausbildungsför- 
derungsgesetzes 


in Vorbereitung 


118 


Neuordnung der Aus- 
bildung und Bildung in 
den Streitkräften 


— Aufnahme des Studienbetriebs 
an den Hochschulen der Bundes- 
wehr in Hamburg und München 


am 1. 10. 1973 


voller Betrieb 
ab 1. 10. 1976 


— Neuordnung der Fortbildung 
zum Stabsoffizier 
(Fortbildungsstufe C) 


Neue Form eines 
Grundlehrgangs 
ab 1. 1. 1974 


Neue Form von 
Verwendungs- 
lehrgängen ab 
Sommer 1974, 
nächste Phasen 
der Neuordnung 
1977 und 1983 


— Neuordnung der Aus- und Fort- 
bildung für den Unteroffizer 
und den Offizier des militär- 
fachlichen Dienstes (Fortbil- 
dungstufen A und B) 


I 


Viersemestrige 
Fachschulaus- 
bildung bereits 
angelaufen; 
Erprobung fach- 
licher Fortbil- 
dung mit zivil- 
beruflichem 
Abschluß 
im Gange 
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Forschungspolitik 


119 


Einigung über ein 
europäisches Weltraum- 
Programm einschließlich 
Beteiligung am amerika- 
nischen Raumtransport- 
system durch Entwicklung 
eines Weltraumlabora- 
toriums 


Programm einer bis zum 1. 4. 74 zu 
gründenden einheitlichen euro- 
päischen Weltraumorganisation 
(ESA). Das Programm enthält 
außer europäischen Anwendungs- 
und Forschungssatellitenprogram- 
men drei neue Großvorhaben, 
darunter Entwicklung und Bau des 
Weltraumlaboratoriums SPACE 
LAB unter überwiegender Beteili- 
gung der Bundesrepublik Deutsch- 
land 


European Space 
Council Minister- 
konferenz 
am 31. 7. 1973 


I EURATOM-Forschungs- 
j Programm für die Jahre 
1 1973 bis 1976 


Einigung der Mitgliedstaaten über 
ein Mehrjahresprogramm. Verla- 
gerung der Arbeiten der gemeinsa- 
men Forschungsstelle vom nuklear- 
technischen Bereich auf den Bereich 
der öffentlichen Dienstleistungen 
und der Grundlagenforschung; 
Schwerpunkte: Reaktorsicherheit, 
Beseitigung radioaktiver Abfälle, 
Arbeiten auf dem Gebiet des Um- 
weltschutzes, Bestimmung von 
Standards und Referenzsubstanzen 


Verabschiedung 
durch den 
Ministerrat 
am 5./6. 2. 1973 


121 


Konzept einer gemein- 
samen europäischen 
Forschungs- und Entwick- 
lungspolitik 


— Koordinierung der nationalen 
Politiken 

— Durchführung von im gemeinsa- 
men Interesse liegenden Maß- 
nahmen (Kooperation) 


Kommissions- Diesbezügliches 
entwurf liegt vor Aktions- 
programm zu 
verabschieden 
bis zum 
1. Januar 1974 


122 


Rahmenvereinbarung 
zwischen Bund und Län- 
dern über die gemein- 
same Forschungsförde- 
rung nach Artikel 91b GG 


Koordinierung der Bund/Länder- 
Zusammenarbeit im Bereich der 
Forschung und Festlegung der Fi- 
nanzierunqsschlüssel für Bund und 
Länder in einzelnen Bereichen 


Kab. 


3. 10. 1973 


123 


Einrichten einer Kommis- 
sion für den Ausbau des 
technischen Kommunika- 
tionssystems 


Die Kommission, die sich aus Ver- 
tretern der politischen Parteien, der 
Länder, der Wissenschaft und 
Wirtschaft zusammensetzt, soll bis 
zum 31. 12. 1975 der Bundesregie- 
rung Vorschläge für ein wirtschaft- 
: lieh vernünftiges und gesellschaft- 
I lieh wünschenswertes technisches 
i Kommunikationssystem der Zu- 
I kunft vorlegen. 


Kab. 


2. 11. 1973 
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124 


Informations- und Doku- 
mentationsprogramm der 
Bundesrepublik Deutsch- 
land 


125 


Viertes Atomprogramm 
der Bundesrepublik 
Deutschland bis 1976 


126 


Energieforschung und 
-technologie 


Medienpolitik 


127 


Bundespresserechts- 

rahmengesetz 


128 j Änderung des Gesetzes 
I gegen Wettbewerbs- 
beschränkungen 
— Pressefusions- 
kontrolle — 
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Verbesserung der Informations- 
dienstleistungen für Forschung und 
Entwicklung, Wirtschaft und Tech- 
nik (auch als Hilfe für Berufs- und 
Arbeitswelt), für Parlament, Regie- 
rung, Verwaltung und Rechtspre- 
chung und für Massenmedien so- 
wie den Bürger 


Langfristige Sicherstellung einer 
umweltfreundlichen und kosten- 
günstigen Energieversorgung 


Intensivierung von Forschung und 
technischer Entwicklung für den 
verstärkten und rationellen Einsatz 
nichtnuklearer Energieträger im 
Rahmen des Energieprogramms 


in Vorbereitung 


Angleichung unterschiedlicher 
Regelungen in den Landes- 
pressegesetzen 

Regelung des Verhältnisses 
Verleger/Redakteur 


Ergänzung des Kartellgesetzes um in Vorbereitung 
pressespezifische Vorschriften ^ 


in Vorbereitung 


Kab. 5.12.1973! 


in Vorbereitung 
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Innere Sicherheit 


129 


Gesetz zur Änderung des 
Gesetzes über die Ein- 
richtung eines Bundes- 
kriminalpolizeiamtes * 


Anpassung der Aufgaben und Be- 
fugnisse des Bundeskriminalamtes 
an die Bedürfnisse moderner Ver- 
brechensbekämpfung: 

— • Konkretisierung der Aufgaben 
als Zentralstelle (Informations- 
und Kommunikationszentrale) . 


BR/1 1.12.1972 
BT/1 22. 2. 1973 
BT/3 24. 5. 1973 
BR/2 15. 6. 1973 
Verk. 30. 6. 1973 
(BGBl. 1/73 S. 701) 


— Erweiterung der eigenen Er- 
mittiungszuständigkeit, insbe- 
sondere bei international orga- 
nisierter Verbrechensbegehung 


— Regelung der Schutz- und 
Sicherungsaufgaben für Ver- 
fassungsorgane des Bundes 
und deren Gäste 


130 


Anpassung der Struktur 
des Bundesgrenzschutzes 
an das neue Bundes- 
grenzschutzgesetz 


Auf der Grundlage des BGS-Geset- 
zes, der Entschließung des BT vom 
22. 6. 1972 und des gemeinsamen 
Sicherheitsprogramms der Innen- 
minister von Bund und Ländern 
vom 17. 6. 1972 


Kab. 


5. 9. 1973 


— Ausbringung von 502 neuen 
Steilen im Bundeshaushalt 1973 

— Erarbeitung von Vorschlägen 
für die Neuregelung der Aus- 
bildung beim BGS 

— Gewährung einer Polizeizulage 
ab 1. 1. 1974 


Beirat „Ausbil- 
dung beim BGS" 
am 11. 9. 1973 
gebildet 


131 


Bekämpfung der 
Wirtschaftskriminalität 


Gesetz zur Änderung der 
Gewerbeordnung * 


; Änderung des Gewerbeuntersa- 
gungsverfahrens, um wirksam und 
schneller gegen unzuverlässige Ge- 
werbetreibende Vorgehen zu kön- 
nen 


Kab. 

BR/1 

BT/1 

BT/3 


12. 1.1973 
2. 2. 1973 

22. 2. 1973 

13. 12. 1973 


132 


Gesetz zur Änderung der 
Gewerbeordnung und 
über die Einrichtung 
eines Gewerbezentral- 
registers * 


Umwandlung der Straf- und Über- 
tretungstatbestände der Gewerbe- 
ordnung in Ordnungs Widrigkeiten; 
Einrichtung eines Gewerbezentral- 
registers 


Kab. 

BR/1 

BT/1 

BT/3 


12. 1. 1973 
23. 2. 1973 

7. 6. 1973 

13. 12. 1973 
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Strafrechtsreform 


133 


Einführungsgesetz zum 
Strafgesetzbuch * 


Durch das 2. Strafrechtsreformge- 
setz wurden der Allgemeine Teil 
des Strafgesetzbuches völlig umge- 
staltet und die Übertretungstatbe- 
stände des Besonderen Teils des 
Strafgesetzbuches aufgehoben. Auf 
das neue materielle Strafrecht sind 
der Besondere Teil des Strafgesetz- 
buches, die verfahrensrechtlichen 
Gesetze sowie über 300 strafrecht- 
liche Nebengesetze anzugleichen. 
Das Gesetz schafft die Vorausset- 
zungen, daß der neue Allgemeine 
Teil des Strafgesetzbuches am 1.1. 
1975 in Kraft treten kann 


Kab. 

31. 

1. 1973 

BR/1 

23. 

3. 1973 

BT/1 

24. 

5. 1973 

BT/3 

12. 

12. 1973 


134 


135 


Viertes Gesetz zur Reform 
des Strafrechts 
— Sexualstrafrecht — 

(Gemeinsame Initiative 
der Fraktionen der SPD 
und FDP, von der Bun- 
desregierung unterstützt) * 


Gesetz über den Vollzug 
der Freiheitsstrafe und der 
freiheitsentziehenden 
Maßregeln der Besserung 
und Sicherung * 

— Strafvollzugsgesetz — 


Neuregelung der Straftaten gegen 
Ehe, Familie und den Personen- 
stand sowie Neuregelung des 
Sexualstrafrechts 


Schaffung einer gesetzlichen Grund- 
lage für den Strafvollzug, in der 
sowohl die Rechte und Pflichten 
der Gefangenen als auch die Lei- 
stungspflichten und Eingriffsbefug- 
nisse der Vollzugsbehörden gere- 
gelt sind (u. a. auch Einbeziehung 
der Gefangenen in die Sozial- und 
Arbeitslosenversicherung) 


BT/l 

1. 

2. 

1973 

BT/3 

7. 

6. 

1973 

BR/2 

6. 

7. 

1973 

an VA 
Verk. 

27. 

11. 

1973 

(BGBl. 1/73 


S. 1725) 



Kab. 

12. 

1. 

1973 

BR/1 

23. 

2. 

1973 

BT/1 

19. 

10. 

1973 


136 


Gesetz über die Entschä- 
digung für Opfer von 
Straftaten 


Entschädigung der Opfer von Straf- 
taten nach versorgungs rechtlichen 
Grundsätzen 


in Vorbereitung 


Justizreform 


137 


Gesetz zur Änderung 
des Rechts der Revision 
in Zivilsachen und in 
Verfahren vor Gerichten 
der Verwaltungs- und 
Finanzgerichtsbarkeit * 


Neuregelung des Rechts der Revi- 
sion, insbesondere zur Beseitigung 
der Überlastung des Bundesge- 
richtshofes in Zivilsachen und des 
Bundesfinanzhofes; zugleich wei- 
testgehende Vereinheitlichung des 
Revisionsrechts in den verschiede- 
nen Verfahrensordnungen; Umstel- 
lung der Streitwertrevision auf 
Grundsatzrevision 


Kab. 

12. 

1. 1973 

BR/1 

2. 

2. 1973 

BT/1 

18. 

5. 1973 
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138 


Erstes Gesetz zur Reform 
des Strafverfahrensrecht * 


Beschleunigung und Straffung | Kab. 
des Verfahrens im Interesse BR/1 
der Beschuldigten und zur Ver- | BT/1 
Besserung der Verbrechensbe- 
kämpfung 


9. 

2. 1973 

23. 

3. 1973 

18. 

5. 1973 


— Verbesserung der Stellung des 
Verurteilten im Wiederaufnah- 
meverfahren 


— Anpassung der Vorschriften 
über Organisation und Beset- 
zung des Schwurgerichtes und 
die Auswahl der Schöffen an 
die veränderten Bedürfnisse 


139 


Erstes Gesetz zur Reform 
der Rechtspflege 
— Gesetz zur Neugliede- 
rung der ordentlichen 
Gerichtsbarkeit — 


— Einführung des dreigliedrigen 
Gerichtsaufbaus 

— Bestimmung der Mindestgröße 
für die Bezirke des künftigen 
Gerichts erster Instanz und Be- 
stimmung der Zuständigkeit 
der Gerichte aller drei Instan- 
zen 


i 


in Vorbereitung 


! 


I 

I 


Reform des Handels- 
und Wirtschaftsrechts 


140 


Gesetz über Gesellschaf- 
ten mit beschränkter 
Haftung * 

— GmbH-Gesetz — 


Reform des 

GmbH- Gesetzes, 

Kab. 

31. 

1. 

1973 

insbesondere 

durch Verstär- 

BR/1 

23. 

2. 

1973 

kung des 

Gläubigerschutzes 

BT/1 

22. 

3. 

1973 


Rechnungslegung, Publizität) 
und des Mindehheitensdiutzes 
(Informationsrechte) 


141 I Gesetz zur Änderung des 
I Gesetzes betr. die Er- 
I werbs- und Wirtschafts- 
genossenschaften * 
j — Genossenschafts- 
j gesetz — 


Modernisierung des Genossen- 
schaftsrechts, insbesondere auf or- 
ganisationsrechtlichem Gebiet und 
im Bereich der Kapitalausstattung, 
um die Wettbewerbsfähigkeit der 
Genossenschaften gegenüber Un- 
ternehmen anderer Rechtsform zu 
bewahren. Dies soll erzielt werden 
u, a. durch 


Kab. 12. 1.1973 
BR/1 2. 2. 1973 
BT/1 22. 2. 1973 
BT/3 7. 6. 1973 
BR/2 6. 7. 1973 
Verk. 12. 10. 1973 
(BGBl. 1/73 
S. 1451) 


— Einräumung größerer Statuten- 
freiheit, um Anreize für eine 
stärkere finanzielle Beteiligung 
der Genossen und damit eine 
verstärkte Eigenkapitalbildung 
zu schaffen 

— Erleichterung der Leitung der 
Genossenschaft dadurch, daß sie 
künftig generell dem Vorstand 
obliegt 
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— Beseitigung des Verbots der 
Kreditgewährung an Nichtmit- 
glieder von Kreditgenossen- 
schaften 


143 


144 


145 


146 


147 


142 I Übereinkommen über die 
Erteilung europäischer 
Patente 


Öffentlicher Dienst 


Konzeption zur Realisie- 
rung der Reform des 
öffentlichen Dienstrechts 


Zweites Gesetz über die 
Erhöhung von Dienst- und 
Versorgungsbezügen in 
Bund und Ländern (und 
Tarifverträge vom 
10. 2. 1973) 


Gesetz über die Erhöhung 
der jährlichen Sonder- 
zuwendungen (und Tarif- 
verträge vom 12. 10. 1973) 


Gesetz zur Änderung 
beamten- und richter- 
rechtlicher Vorschriften 


Zweites Gesetz zur Ver- 
einheitlichung und Neu- 
regelung des Besoldungs- 
rechts in Bund und 
Ländern 

— 2. BesVNG — 


Erteilung europäischer Patente in 
einem einheitlichen Erteilungsver- 
fahren durch ein Europäisches Pa- 
tentamt in München 


Unterzeichnung 
am 5. 10. 1973 


Realisierungsplan zur Dienst- 
rechtsreform 

Abstecken des Rahmens der für 
die 7. Legislaturperiode geplan- 
ten Reformmaßnahmen 


Anpassung der Bezüge der Ange- 

Kab. 

22. 

2. 

1973 

hörigen des öffentlichen Dienstes 

BR/1 

23. 

3. 

1973 

an die allgemeine wirtschaftliche 

BT/1 

5. 

4. 

1973 

Entwicklung 

BR/2 

5. 

6. 

1973 


an VA 




Verk. 

8. 

11. 

1973 


(BGBl 

I S 

1569) 

Einführung eines vollen 13. Mo- 

Kab. 

11. 

10. 

1973 

natsgehalts für die Angehörigen 

BR/1 

9. 

11. 

1973 

des öffentlichen Dienstes ab 1973 

BT/1 

29. 

11. 

1973 


BT/3 

6. 

12. 

1973 

Ausdehnung der bisherigen Rege- 

Kab. 

1. 

3. 

1973 

lungen der Teilzeitbeschäftigung 

BR/1 

13. 

4. 

1973 

u. a. auch auf männliche Beamte 

BT/1 

13. 

9. 

1973 

und Richter 

BT/3 

6. 

12. 

1973 

Fortführung der Vereinheitlichung 

Kab. 

12. 

12. 

1973 

und Neuregelung des Besoldungs- 





rechts in Bund und Ländern 






in Vorbereitung 


Das Übereinkom- 
men wurde am 
Schluß der vom 
9. 9. bis 
5. 10. 1973 
tagenden 
Münchner Diplo- 
matischen Kon- 
ferenz von 
14 europäischen 
Staaten unter- 
zeichnet 
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noch 

Staatliche Ordnung 




Lfd. 

Nr. 

Vorhaben 

i 1 

Zielsetzung / Inhalt 

Bisherige 

Termine/Sachstand 

Bemerkungen 

148 

Gesetz zur Änderung 
beamtenrechtlicher Vor- 

Fachhochschulausbildung des ge- 
hobenen Dienstes 

in Vorbereitung 



Schriften 

Öffentliche Verwaltung 

149 Verwaltungsverfahrens- Kodifizierung der allgemeinen Re- Kab. 22. 3. 1973 

gesetz * geln, nach denen sich die Behörden BR/1 4. 5. 1973 

des Bundes — und der Länder, BT/1 13. 9. 1973 

wenn sie Bundesredit ausführen — 
bei ihrer öffentlich-rechtlichen Tä- 
tigkeit zu richten haben 

150 Gesetz über das Melde- — Rationalisierung des Meldewe- Kab. 23. 5. 1973 

wesen* sens unter Ausnutzung der BR/1 6. 7.1973 

{Bundesmeldegesetz) Möglichkeiten der EDV durch bT/1 29.11.1973 

Einführung des Personenkenn- 
zeichens und einheitlicher Re- 
geln für das Gewinnen, Ver- 
walten und die Abgabe perso- 
nenbezogener Daten. Bessere 
Sicherung schutzwürdiger Be- 
lange des Bürgers gegen Beein- 
trächtigungen 

— Rahmenrechtliche Festlegung 
der Meldepflichten der Einwoh- 
ner 

151 Gesetz zum Schutz vor Schutz der Privatsphäre vor Miß- Kab. 23. 5. 1973 

Mißbrauch personen- bräuchen bei der Datenverarbei- BR/1 6. 7. 1973 

bezogener Daten bei der tung durch Regelung des Umgangs BT/1 29. 11. 1973 

Datenverarbeitung * mit personenbezogenen Daten in 

(Bundes-Datenschutz- den besonders schutzbedürftigen 

gesetz) Phasen der Datenverarbeitung, 

nämlich dem Einspeichern, Weiter- 
geben, Verändern und Löschen der 
Daten sowie durch die Gewährung 
von Abwehrrechten an den betrof- 
fenen Bürger 

152 Gesetz über die Unter- Um eine an modernen, betriebs- BT/1 1. 2.1973 

nehmensverfassung der wirtschaftlichen Gesichtspunkten 

Deutschen Bundespost * ausgerichtete Unternehmensfüh- 

— Postverfassungs- rung der Bundespost zu ermög- 

gesetz — liehen, soll die ministerielle Lei- 

(gemeinsame Initiative tung der Bundespost künftig durch 

der Fraktionen der SPD einen 5köpfigen Vorstand unter 

und der FDP, von der Mitwirkung eines Aufsichtsrates 

Bundesregierung unter- ersetzt werden 

stützt) 

153 Teilnahme an Beitrag zu stabileren Beziehungen begonnen 

Verhandlungen über die und Festigung von Frieden und am 30. 10. 1973 

beiderseitige und ausge- Sicherheit in Europa in Wien 

wogene Verminderung 

von Streitkräften in 
Mitteleuropa (MBFR) 
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Sicherheits- und Entspannungspolitik 


Nr. 

Lfd. 


Vorhaben 


Zielsetzung / Inhalt 


Bisherige | 
Termine/Sachstand | 


Bemerkungen 


154 


Teilnahme an 
Konferenz über Sicher- 
heit und Zusammenarbeit 
in Europa (KSZE) 


155 


Gesetz zum Vertrag über 
die Nichtverbreitung von 
Kernwaffen vom 
1. 7. 1968 


Ausbau der Kooperation und Kom- 
munikation zwischen West- und 
Osteuropa unter Beteiligung der 
USA und Kanadas 


Erste Konferenz- 
phase vom 3. bis 
zum 7. 7. 1973 in 
Helsinki 
Zweite Konfe- 
renzphase am 
18. 9. 1973 in 
Genf begonnen 


Ratifikation des NV-Vertrages 


Kab. 25. 5. 1973 
BR/1 6. 7. 1973 
BT/1 8.11.1973 


156 


Neue Bundeswehr- 
Struktur 


— Bessere Anpassung an die 
NATO-Strategie der flexiblen 
Reaktion durch Erhöhung der 
konventionellen Kampfkraft 
(künftig 36 Brigaden des Hee- 
res statt bisher 33) 


Regierungs- 
erklärung 
vom 28.11.1973 


— Erhöhung der Kostenwirksam- 
keit durch Zusammenfassung 
von Feldheer und Territorial- 
heer 


— Einführung einer ausgewoge- 
neren Kostenstruktur des Ver- 
teidigungshaushalts, um dem 
Trend entgegenzuwirken, Inve- 
stitionsmittel zugunsten stei- 
gender Betriebskosten einzu- 
schränken (Senkung der Perso- 
nalkosten durch Kaderung nicht 
ständig erforderlichen Perso- 
nals, Ergänzung der gekaderten 
Truppenteile durch Wehrpflich- 
tige in der Verfügungsbereit- 
schaft) 


Veröffent- 
lichung des 
Berichts der 
Wehr Struk- 
tur-Kommis- 
sion der 
Bundes- 
regierung am 
17. 11. 1972 

Vorbereitung 
eines Artikel- 
gesetzes 


157 


Intensivierung der Zu- 
sammenarbeit der euro- 
päischen Bündnispartner 
im Rahmen der 
EUROGROUP 


Stärkung der Allianz durch einen 
größeren und besser abgestimmten 
europäischen Beitrag zur gemein- 
samen Verteidigung und hierdurch 
Erleichterung der amerikanischen 
Präsenz in Europa 


Es wurden unterzeichnet: 


— Grundsätze zur 
Rüstungsarbeit 

— Grundsätze einer ge- 
meinsamen Ausbildung 


5. 12. 1972 

6. 6. 1973 


157 a 


Weißbuch 1973/1974 zur 
Sicherheit der Bundes- 
republik Deutschland 
und zur Entwicklung der 
Bundeswehr 


Unterrichtung des Parlaments und 
der Öffentlichkeit über die sicher- 
heitspolitische Lage der Bundes- 
republik Deutschland, die Sicher- 
heitspolitik der Bundesregierung 
und die Entwicklung der Bundes- 
wehr 


Kab. 


28. 11. 1973 
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Entwicklungspolitik 


Lfd. 

Nr. 

Vorhaben 

Zielsetzung / Inhalt 

Bisherige | 

Termine/Sachstand 

Bemerkungen 

158 

Fortschreibung der ent- 
wicklungspolitischen 
Konzeption der Bundes- 
regierung vom 11. Fe- 
bruar 1971 

— Lösung neuer Aufgaben ent- 
sprechend neuen internationa- 
len Entwicklungen und der sich 
wandelnden Lage in den Ent- 
wicklungsländern 

fortgeschrieben 
am 11.7. 1973 


159 

Vorlage des Zweijahres- 
berichts zur Entwicklungs- 
politik der Bundes- 
regierung 

Darstellung der Leistungen zur 
Entwicklungshilfe und der Pla- 
nung und Durchführung 

9. 11. 1973 

BT zugeleitet 


160 

Humanitäre Hilfe für die 
von der Dürrekatastrophe 
betroffenen Länder der 

1 Sahel-Zone 

Die Bundesregierung hat die- 
sen Ländern bisher mit Liefe- 
rungen im Wert von insgesamt 
115 Millionen DM zu helfen 
versucht 



161 

Gründung eines Instituts 
für Entwicklungsländer- 
technologie 

— Ermittlung von Möglichkeiten, 
situationskonforme Technolo- 
gien für Entwicklungsländer zu 
entwickeln 

in Vorbereitung 




— Vergabe von Forschungsaufträ- 
gen und Vermittlung solcher 
Technologien 
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Deutschlandpolitik 


Lfd. 

Nr. 


163 


164 


Vorhaben 


Zielsetzung / Inhalt 


Bisherige 

Termine/Sachstand 


162 


Gesetz zu dem Vertrag 
über die Grundlagen der 
Beziehungen zwischen 
der Bundesrepublik 
Deutschland und der 
Deutschen Demokrati- 
schen Republik 
— Gruhdlagenvertrag — 


Schaffung der Grundlagen für 
die beiden deutschen Staaten, 
über ein organisiertes Neben- 
einander zu einem Miteinander 
zu kommen 

Beitrag zur Entspannung in Eu- 
ropa 


Folgevereinbarungen nach 
dem Zusatzprotokoll zum 
Grundlagenvertrag 


Kab. 

BR/1 

BT/1 

BT/2 

BR/2 

Verk. 


15. 12. 1972 
2. 2. 1973 
2. 1973 
5. 1973 

5. 1973 

6. 1973 


15. 

10 . 

25. 


(Notenaustausch 
20. 6. 1973 
in Kraft 
21.6. 1973) 


Vereinbarungen mit der 
DDR über „Grundsätze für 
die Schadensbekämpfung 
an der Grenze" sowie 
„Grundsätze zur Instand- 
haltung und zum Ausbau 
der Grenzgewässer sowie 
der dazugehörigen was- 
serwirtschaftlichen An- 
lagen" 


Regelung praktischer und humani- 
tärer Fragen 

Verhandlungen mit der DDR auf 
den Gebieten: 

— Post- und Fernmeldewesen 

— Gesundheitswesen 

— Rechtsverkehr 

— Handel 

— nichtkommerzieller Zahlungs- 
und Verrechnungsverkehr 

— Kultur 

— Gegenseitiger Bezug von Bü- 
chern und Zeitschriften 

— Rundfunk und Fernsehen 

— Umweltschutz 

— Wissenschaft und Technik 

— • Arbeitsmöglichkeiten für Jour- 
nalisten 

Regelung über Bekämpfung von 
Schadensfällen und Gefahren im 
Grenzbereich. Regelung über den 
Ausbau und die Instandhaltung 
von Grenzgewässern und wasser- 
wirtschaftlichen Anlagen an der 
Grenze 


Verhandlungen 
Dezember 1972 
J^bis 

November 1973 
aufgenommen 


Unterzeichnung 
20. 9. 1973 


Bemerkungen 


Das Urteil des 
Bundesverfas- 
sungsgerichts 
vom 31. 7. 1973 
hat — entspre- 
chend der Auf- 
fassung, wie sie 
seit je von der 
Bundesregierung 
vertreten worden 
ist — den Ver- 
trag als mit dem 
Grundgesetz ver- 
einbar erklärt. 
Durch das Urteil 
ist u. a. fest- 
gestellt worden, 
daß der Vertrag 
keine endgültige 
Lösung der deut- 
schen Frage 
vorwegnimmt. 


Im Rahmen der 
Tätigkeit der am 
31. 1. 1973 erst- 
mals zusammen- 
getretenen 
Grenzkommis- 
sion vereinbart 
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Außenbeziehungen 

- wichtige Ereignisse im Bereich der Außenpolitik - 


Lfd. 

Nr. 


Vorhaben 


Zielsetzung / Inhalt 


Europäische Union/Europäische Gemeinschaft/ 
Amerika 


165 


Erweiterung der Gemeinschaft 
zum 1. 1. 1973 


Großbritannien, Dänemark und Irland erweitern die 
Gemeinschaft durch ihren Beitritt auf neun Mitglied- 
staaten 


166 


Abkommen mit den nichtbeitretenden 
EFTA-Ländern 


Zur Gewährleistung eines sich positiv entwickelnden 
Handelsverkehrs zwischen den nichtbeitretenden 
EFTA-Ländern und der erweiterten Gemeinschaft 
Aushandlung entsprechender Abkommen. Die Ver- 
handlungen konnten vor dem 1. 1. 1973 abgeschlos- 
sen werden 


167 


Europäischer Fonds für währungspolitische 
Zusammenarbeit 


— Multilateralisierung der Salden aus Interventio- 
nen der Zentralbanken in Gemeinschaftswährun- 
gen 

— Verwaltung des kurzfristigen Währungsbeistan- 
des der Gemeinschaft und der Finanzierung für 
sehr kurze Fristen 

In Kraft getreten am 6. 4. 1973 


168 


Beschluß über die Wechselkursrelationen 
zwischen den Ländern der EG 
(Ratsbeschluß vom 12. 3. 1973) 


Freigabe des Wechselkurses zum US-Dollar bei Auf- 
rechterhaltung fester Wechselkurse zwischen den 
Währungen der Bundesrepublik Deutschland, Frank- 
reichs, Belgiens/Luxemburgs, der Niederlande und 
Dänemarks, denen sich Norwegen und Schweden an- 
geschlossen haben 


169 


Teilnahme der EG an der Eröffnung der 
GATT-Verhandlungen in Tokio vom 19. 7. 1973 


Weitere Liberalisierung des Welthandels 
Beschluß des Gesamtkonzepts für die multilateralen 
GATT-Verhandlungen durch den Rat am 26. 6. 1973 


170 


Verbesserung der Politischen Zusammenarbeit 
der EG auf dem Gebiet der Außenpolitik 


Verpflichtung der EG-Länder, grundsätzlich vor 
wichtigen außenpolitischen Entscheidungen gegen- 
über Drittländern in gegenseitige Konsultationen 
einzutreten 

(Beschluß der Außenminister [2. Luxemburger Be- 
richt] vom 23. 7. 1973) 


171 


Nahosterklärung der Gemeinschaft 


Erklärung der neun Außenminister zu einer Frie- 
denslösung im Nahen Osten (6. 11. 1973) 


172 j Gipfelkonferenz der Neun am 14./15. 12. 1973 

173 I Dialog mit Amerika 


Entfaltung politischer Impulse für die weitere Inte- 
gration Europas 

Erörterung der bilateralen Beziehungen, des künfti- 
gen Verhältnisses zwischen Amerika und West- 
europa sowie Fragen der Bündnis- und Verteidi- 
gungspolitik zwischen dem amerikanischen Präsiden- 
ten und Bundeskanzler Brandt 
(1. und 2. 5. 1973; 29. 9. 1973) 
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Zusammenarbeit mit Osteuropa 

174 Förderung der Beziehungen zu Jugoslawien Meinungsaustausch über die bilateralen Beziehun* 

gen, den Ausbau der bestehenden wirtschaftlichen, 
industriellen und technischen Zusammenarbeit und 
der Förderung der kulturellen und wirtschaftlichen 
Beziehungen 

(Bundeskanzler Brandt / Besuch in Jugoslawien vom 
16. bis 19. 4. 1973; Gespräche u. a. mit Präsident 
Tito und Ministerpräsident Bijedic) 

175 Entwicklung des deutsch-polnischen Klärung anstehender Fragen im deutsch-polnischen 

Verhältnisses Verhältnis, vor allem des Problems der Umsiedlung 

sowie des Ausbaus der Beziehungen, insbesondere 
der wirtschaftlichen Zusammenarbeit 
(Arbeitsbesuch Außenminister Scheel vom 18. bis 
20. 10. 1973 in Warschau und Gegenbesuch des 
polnischen Außenministers Olszowski in Bonn am 
6./7. 12. 1973) 

176 Abkommen zwischen der Regierung der Bun- Erweiterung und Vertiefung der wirtschaftlichen, 
desrepublik Deutschland und der Regierung industriellen und technischen Zusammenarbeit. För- 
der Sowjetunion über die Entwicklung der derung und Entwicklung des Austausches und ande- 
wirtschaftlichenr industriellen und technischen rer Formen der Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
Zusammenarbeit und über kulturelle Zusam- Kultur 

menarbeit Die Abkommen wurden während des Besuchs des 

Generalsekretärs des Zentralkomitees der KPdSU, 
Leonid Breschnjew, vom 18. bis 22. 5. 1973 unter- 
zeichnet 

177 Zusatzprotokoll zu dem Abkommen zwischen Weiterentwicklung des Luftverkehrs zwischen bei- 
der Regierung der Bundesrepublik Deutschland den Staaten 

und der Regierung der Sowjetunion über den unterzeichnet am 19. 5. 1973 
Luftverkehr vom 11. 11. 1971 

178 Abkommen zwischen der Regierung der Bun- Die Abkommen wurden während des Staatsbesuchs 
desrepublik Deutschland und der Regierung des Vorsitzenden des Staatsrats der Sozialistischen 
der Sozialistischen Republik Rumänien über Republik Rumänien, Nicolae Ceausescu, vom 26. bis 

a) wirtschaftliche, industrielle und technische 30. 6. 1973 unterzeichnet 
Zusammenarbeit 

b) kulturelle und wissenschaftliche Zusam- 
menarbeit 

c) Zusammenarbeit in der wissenschaftlichen 
Forschung und technologischen Entwicklung 

d) über Sozialversicherung 

e) über die Vermeidung von Doppelbesteue- 
rung 

179 Vertrag über die gegenseitigen Beziehungen Entwicklung normaler und gutnachbarlicher Bezie- 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und hungen durch eine weitgespannte Zusammenarbeit 
der Tschechoslowakischen Sozialistischen Re- beider Länder in allen Bereichen. Abschluß der Ver- 
publik handlungen am 30. 5. 1973, Paraphierung am 20. 6. 

1973, Unterzeichnung am 11. 12. 1973 
(Beilegung des Streites über das Münchener Ab- 
kommen vom 29. 9. 1973 durch die Aussage, 

daß die Vertragspartner das Münchener Abkommen 
im Hinblick auf ihre gegenseitigen Beziehungen nach 
Maßgabe dieses Vertrages als nichtig betrachten, 
ohne daß daraus nachteilige Rechtsfolgen für die Be- 
troffenen entstehen oder materielle Ansprüche her- 
geleitet werden können) 


Vorhaben 
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Nahost 

180 Förderung der Beziehungen zum Nahen Osten Bundesaußenminister Walter Scheel besuchte vom 

19. bis 25. 5. 1973 Ägypten, Jordanien und den 
Libanon 

Bundeskanzler Willy Brandt besuchte vom 7. bis 
11. 6. 1973 Israel 

Erster offizieller Besuch eines deutschen Regierungs- 
chefs in Israel 


UNO-Mitgliedschaft 

181 I Aufnahme der Bundesrepublik Deutschland in Rede des Außenministers Walter Scheel vor der 
die Vereinten Nationen am 18. 9. 1973 Generalversammlung am 19. 9. 1973 

Rede des Bundeskanzlers Willy Brandt vor der Ge- 
neralversammlung der Vereinten Nationen am 
26. 9. 1973 
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